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1.  Einleitung: Die gesellschaftliche Dimension wirtschaftlicher Ordnung  

Da in der Akzeptanz einer bestimmten Wirtschaftsordnung durch die Bürger ein wesentlicher 

Faktor ihres Erfolges oder Misserfolges zu sehen ist, wird man allein in der ökonomischen 

Effizienz kaum ein zureichendes Kriterium finden, um die Güte einer Wirtschaftsordnung 

beurteilen zu können. Vielmehr müssen die Ausgestaltung und die Reform einer bestimmten 

Ordnung im Interesse der in dieser Ordnung lebenden Bürger sein. Genau dies ist der Grund-

gedanke der modernen Ordnungsökonomik: „Was eine marktliche Wettbewerbsordnung ... 

legitimiert, sind nicht die von ihren Befürwortern zu Recht betonten positiven Funktionsei-

genschaften, sondern die freiwillige Zustimmung, die sie von den unter ihr lebenden Men-

schen erfährt“ (Vanberg [2001] 2008: 726).1 Somit muss eine Wirtschafts- und Sozialordnung 

und ihr jeweiliger rechtlicher Regelrahmen eine Ordnung sein, die den spezifischen gesell-

schaftlichen Bedingungen und Interessenlagen angemessen ist.  

Hierzu ist es hilfreich, die vor allem von Douglass North in die Debatte eingebrachte Unter-

scheidung zwischen formellen und informellen Regeln bzw. Beschränkungen auch für diese 

Fragestellung nutzbar zu machen (North 1990; 2005). In Abgrenzung zu formellen Regeln, 

die der Ebene des politisch gesetzten Rechts zuzuordnen sind, sind informelle Regeln als 

ungeschriebene Verhaltensregeln („codes of conduct“) oder Konventionen zu verstehen, 

deren Entstehung nicht auf bewusste Planung zurückgeführt werden kann. Die Befolgung 

solcher Regeln ist zwar nicht rechtlich erzwingbar, sie unterliegen aber dennoch einer „in-

ternen“ Sanktionierung und sind somit keineswegs „freiwillig“ im Sinne bewusst kalku-

lierter Entscheidungen. Offensichtlich ist ihre Wirksamkeit vor allem in kleinen Gruppen, 

in der eine Regelübertretung z.B. mit dem Ausschluss aus der Gemeinschaft bestraft wer-

den kann, besonders hoch. Nun kann man informelle Regeln kleiner Gemeinschaften kei-

neswegs in gleicher Weise auf die Strukturen moderner Gesellschaften übertragen,2 da 

diese Gesellschaften sich über andere strukturelle Bedingungen konstituieren.3 Doch 

                                                 
1 Die moderne Ordnungsökonomik kann als Weiterentwicklung und Aktualisierung des klassischen Ordoli-

beralismus verstanden werden, wobei insbesondere die Konstitutionenökonomik (Constitutional Econo-
mics) wesentliche Impulse gegeben hat; siehe hierzu und mit unterschiedlichen Perspektiven z.B. Feld/ 
Köhler (2011), Goldschmidt/Wohlgemuth (2008c), Goldschmidt/Wohlgemuth/Wegner/Zweynert (2009), 
Lenger/Goldschmidt (2011), Vanberg (2009) und Voigt (2011). Über die Bedeutung des ordoliberalen An-
satzes für die moderne Ökonomik wird aktuell kontrovers diskutiert (vgl. z.B. Caspari/Schefold 2011).  

2 Insofern muss man der Erkenntnis Hayeks, dass die „Moral der kleinen Horde“ für die „erweiterte Ord-
nung“ ungeeignet ist, zustimmen; die Funktionsfähigkeit marktlicher Systeme ist zwar durchaus an die je-
weiligen historischen und sozialen Umstände gebunden, aber beruht nicht notwendigerweise auf intersub-
jektiven, „face-to-face“-Beziehungen der Individuen. Vgl. Hayek (1996: 7-26). 

3 Diese Einsicht und seine Relevanz für die sozialwissenschaftliche Theoriebildung können wir hier nicht 
näher darlegen, siehe hierzu aber grundlegend Dux (2001). Mit Blick auf die ökonomische Debatte siehe: 
Goldschmidt/Remmele (2004). 
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selbst in größeren Gruppen finden sich zahlreiche nicht-kodifizierte Traditionen im Sinne 

informeller Beschränkungen:4 Nationale Bräuche und Erfahrungen, vorherrschende Wer-

temuster und religiöse Überzeugungen, aber auch bestimmte sozialstaatliche Entwick-

lungslinien und gewachsene gesellschaftliche Arrangements (z.B. zwischen den Tarifpart-

nern) gehören in den Fundus dieser nicht-kodifizierten (informellen) Strukturen. Diese 

Strukturen, die dem Einzelnen nicht unmittelbar verfügbar sind, gehören sozusagen zum 

historisch-kontingenten Bodensatz jeder Gesellschaft. So dringend der Reformbedarf auch 

sein mag, mögliche Veränderungen, die auf eine langfristige Akzeptanz in der Bevölke-

rung zielen, sind nicht gegen diese Strukturen und Erfahrungen zu erreichen, sondern nur 

im Anschluss daran. Denn für Systemveränderungen innerhalb einer Marktwirtschaft ist 

ein Problem zentral, das North ursprünglich im Zusammenhang mit Revolutionen erwähnt 

hat: „Was vielleicht am wichtigsten ist: Es ändern sich die formgebundenen Regeln, aber 

nicht die formlosen Beschränkungen. Infolgedessen baut sich eine anhaltende Spannung 

zwischen formlosen Beschränkungen und den neuen formgebundenen Regeln auf, da viele 

von ihnen miteinander unvereinbar sind. ... Obwohl es zu einer durchgehenden Änderung 

der formgebundenen Regeln kommen kann, werden sich gleichzeitig viele formlose Be-

schränkungen als sehr zählebig erweisen“ (North 1992: 107 f.). Somit ist z.B. eine Re-

formdebatte in der Renten- oder Pflegeversicherung, die lediglich auf die technische Frage 

der Finanzierbarkeit und ihre formale Ausgestaltung verengt wird, nicht aber das umfas-

sende monetäre wie nicht-monetäre Beziehungsgeflecht zwischen Alt und Jung als Ganzes 

untersucht, ebenso schwierig zu erreichen wie eine Bildungsreform, die transatlantischen 

Wissenschaftsstandards formal nacheifert (bewusst oder unbewusst), das Potential eigener 

(nicht-kodifizierter) Traditionen jedoch über Bord wirft. Allgemein gesagt: Die Einsicht, 

dass zukünftige Entwicklungen gebunden sind an die historische Erfahrung, bindet die 

sich entwickelnde institutionelle Struktur von Gesellschaften an einen Zeitpfad; sie unter-

liegt einem „lock-in“, einer Pfadabhängigkeit. D.h. Akzeptanz und Vertrauen zu einer 

bestimmten sozialen und wirtschaftlichen Ordnung bilden sich im Zeitablauf heraus; eine 

„aufoktroyierte“ Reform – mag sie noch so effizient scheinen – entzieht der Politik und 

dem Markt das Vertrauen und damit die Legitimität. Wie schwierig solche Reformprozes-

se im Zusammenspiel von formellen und informellen Institutionen sind, hat insbesondere 

                                                 
4 Folglich ist der von North weitgehend parallel verwandte Terminus „informal constraints“ (informelle 

Beschränkungen) wohl wesentlich besser geeignet, die Bedeutung traditionaler Elemente in gesellschaftli-
chen Strukturen zu beschreiben als der heute allgemein verbreitete Begriff „informal rules“ (informelle Re-
geln): Die beobachtbaren nicht-kodifizierten Phänomene regeln die Gesellschaft nicht, sondern können le-
diglich als Beschränkungen formaler Regelbildung verstanden werden. 
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auch die deutsche Wiedervereinigung gezeigt: „Ganz offensichtlich verlangen die Institu-

tionen von Wirtschaft und Gesellschaft eine mentale und geistige Einbettung, die im Jahr 

1990 eigentlich nicht naiv vorausgesetzt werden konnte. Denn nach 40 Jahren DDR und 

fast 60 Jahren durchgängiger Diktatur im heutigen Osten Deutschlands sind mit der deut-

schen Wiedervereinigung nicht nur Gesellschaften gleicher Sprache und Kultur, sondern 

vor allem auch zwei gegensätzliche Welten aufeinander getroffen.“ (Böhmer 2011: 174; 

vgl. Böhmer 2005 und Lehmann-Waffenschmidt/Böhmer 2004). 

Gerade im Hinblick auf den Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und sozialer 

Kohäsion von Gesellschaften hat Moses Abramovitz (1986) in seinem Artikel „Catching-Up, 

Forging Ahead, and Falling Behind“ ganz in diesem Sinne auf die überragende Bedeutung der 

„social capability“ dafür hingewiesen, wie es Gesellschaften gelingt, Wachstum zu generieren 

und in Lebensqualität zu transformieren. Unter „social capability“ verstand er dabei sowohl 

die geteilten Normen und Wertvorstellungen („habits of thought“) als auch die jeweils vor-

herrschende „variety of capitalism“, wie sie sich vor allem durch die jeweiligen Beziehungen 

zwischen Staat und Unternehmen, innerhalb des Unternehmenssektors und zwischen Arbeit-

gebern und Arbeitnehmern manifestieren.  

Unserer Auffassung nach spielt es für die social capability einer Gesellschaft eine herausra-

gende Rolle, ob die soziale Umwelt den Bürgerinnen und Bürger erstens transparent und 

zweitens gerecht erscheint. Transparenz bedeutet vor allem die Fähigkeit der Individuen, die 

grundlegenden Wirkungszusammenhänge der sie umgebenden Umwelt nachzuvollziehen, 

Gerechtigkeit bezieht sich vor allem auf Fragen der Verteilungs- und der Leistungsgerechtig-

keit. Will man das bundesrepublikanische System der Sozialen Marktwirtschaft verstehen, um 

es nachhaltig und für weite Teile der Bevölkerung zu reformieren, ist es notwendig, die 

Grundlagen der social capibility näher zu betrachten und ihren Determinanten auf den Grund 

zu gehen. 

Dieses Gutachten untersucht die kulturellen, sozialen und gesellschaftlichen Grundlagen wirt-

schaftlichen Wachstums in einem Dreiklang. Zunächst werden die historischen Wurzeln und 

Entwicklungslinien der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland dargelegt (Kapitel 2). Dann 

wird das soziale Anliegen der Sozialen Marktwirtschaft vor allem hinsichtlich der Teilhabe 

des Einzelnen erörtert (Kapitel 3). Schließlich gehen wir auf Probleme der Bildungsgerech-

tigkeit in der Sozialen Marktwirtschaft ein (Kapitel 4). In Kapitel 5 fassen wir unsere Ergeb-

nisse zusammen. 
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2.  Historische Entwicklungslinien  

Die alles entscheidende Schlüsselerfahrung der „verspäteten“ (Plessner 1959) deutschen Na-

tion ist unzweifelhaft die der nachholenden Entwicklung gegenüber seinen westlichen Nach-

barn. Sie nahm ihren Ausgang von der verheerenden militärischen Niederlage gegen die napo-

leonischen Truppen, den die deutschen Teilstaaten, aus denen später das Deutsche Reich her-

vorgehen sollte, im ersten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts erlitten. Da es offenkundig war, 

dass die militärische Überlegenheit Frankreichs auf seiner flexibleren politischen und wirt-

schaftlichen Organisation beruhte, setzten selbst in jenen deutschen Staaten, die nicht durch 

die napoleonischen Truppen besetzt wurden, tief greifende politische und wirtschaftliche Re-

formen ein (vgl. etwa Nolte 1990). Im Mittelpunkt der Transformation der deutschen Gesell-

schaft stand die Wirtschaft, aber kein Lebensbereich blieb davon unberührt. Man kann ein-

wenden, dass dieser Umbruch insoweit nichts Ungewöhnliches gewesen sei, als er lediglich 

das nachvollzog, was sich wenige Jahre zuvor in England, Frankreich und den Niederlanden 

ereignet hatte. Das ist einerseits nicht zu bestreiten, doch bringt die nachholende Entwicklung 

andererseits zwei Probleme mit sich, die die Einstellung der deutschen Eliten gegenüber 

marktlichem Wirtschaften nachhaltig geprägt haben. 

 

2.1  Die Wurzeln der deutschen Wirtschaftsfeindlichkeit 

In Großbritannien war dem Durchbruch der Gewerbefreiheit eine intensive wissenschaftliche 

und öffentliche Diskussion über die Vor- und Nachteile des „system of natural liberty“ (Adam 

Smith) vorausgegangen. Das bedeutet nicht, dass ein gesellschaftlicher Konsens über die Vor-

teilhaftigkeit des Marktes bestanden hätte. Aber zumindest war die Gesellschaft – genauer: 

die gebildete Elite – gut vorbereitet, sich sachlich mit den Problemen auseinanderzusetzen, 

die die Industrielle Revolution mit sich brachte. In Deutschland hingegen wurden wirtschafts-

liberale Ideen – etwa: die Werke von Adam Smith oder von Jean Baptiste Say – weitgehend 

als fertige Produkte aus England und Frankreich importiert.  

Nachholende Entwicklung, die man eigentlich besser – wie im Englischen – als aufholende 

Entwicklung („catch-up development“) bezeichnet, bedeutet nichts anderes, als dass jene 

Umwandlungsprozesse, die sich in den Pionierländern ebenfalls rasch vollzogen haben, 

nochmals schneller ablaufen müssen, um den Abstand zu den fortgeschrittenen Nachbarn zu 

verringern. Das aber bedeutet, dass den – wie gerade erwähnt – schlechter vorbereiteten Men-
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schen nochmals weniger Zeit bleibt, um ihre Werte und Vorstellungen sowie ihre gewohnten 

Handlungsroutinen an die Erfordernisse der sich grundlegend wandelnden sozialen Umwelt 

anzupassen.  

Die wirtschaftliche Moderne ist vereinfacht ausgedrückt als ein exogener Schock über 

Deutschland hereingebrochen. Eine solche plötzliche wirtschaftliche Modernisierung und die 

damit verbundenen Wachstumsprozesse können in Gesellschaften, die darauf schlecht vorbe-

reitet sind, eine  politische und gesellschaftlich desintegrierende Wirkung entfalten.5 Genau 

dies war in Deutschland im frühen 19. Jahrhundert der Fall. Insbesondere führte der Moderni-

sierungsschock zu einer tiefen ideologischen Spaltung innerhalb der deutschen Gebildeten-

schicht. Der relativ geringen Zahl von Liberalen, die dafür plädierten, dem „westlichen“ Ent-

wicklungspfad zu folgen, stand eine Mehrheit gegenüber, die Deutschland nicht als Teil 

Westeuropas verstanden wissen wollte, seine kulturelle Andersartigkeit gegenüber Frankreich 

und England betonte und entsprechend einen eigenen Entwicklungspfad beschreiten wollte. 

Im Folgenden werden wir die erste Gruppe als „Westler“, die zweite hingegen als „Romanti-

ker“ bezeichnen. Die Romantiker unterschieden sich darin von den Westlern, dass sie den für 

Westeuropa charakteristischen Pfad der funktionalen Differenzierung (etwa: die klare Ab-

grenzung zwischen Kirche, Staat und Wirtschaft) ablehnten und für die Aufrechterhaltung 

einer Ordnung eintraten, die die Einheitlichkeit der Gesellschaft bewahren sollte.  

Gerade das deutsche Bildungsbürgertum neigte dazu, die Idee der kulturellen Andersartigkeit 

mit der der kulturellen Überlegenheit zu verbinden. Nicht selten wurde der „flache Geschäfts-

sinn“ der angelsächsischen Welt abschätzig der „Tiefe“ des deutschen Geists gegenüberge-

stellt. Vor allem die Vereinigten Staaten von Amerika galten vielen deutschen Intellektuellen 

als Inbegriff der kulturellen „Verflachung“ schlechthin: So sandte der Nationalökonom und 

Historiker Werner Sombart seinem Kollegen Max Weber 1905 auf einer Postkarte aus New 

York kurz und bündig „Herzliche Grüße … aus dieser grauenhaften Kulturhölle“ (zitiert nach 

Lenger 1994: 148). 

Die „Ökonomophobie“ (Hayek [1945] 2004) der deutschen Gebildeten wurde von vielen Ö-

konomen geteilt. Die Mehrheit der deutschen Wirtschaftswissenschaftler sprach sich nicht nur 

methodisch gegen eine isolierende Betrachtung des Wirtschaftens aus, sondern befürwortete 

auch in der Praxis eine „organische“ Verschmelzung von Wirtschaft und Staat. Noch an der 

Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert, als diese Frage in der Realität längst entschieden war, 

                                                 
5  Darauf hat bereits Mancur Olson (1963) hingewiesen. 
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diskutierten die deutschen Volkswirte mit großem Ernst und Eifer über die Frage, ob Deutsch-

land nicht versuchen sollte, weitgehend ein Agrarland zu bleiben. Denn nur auf diese Weise, 

so der Initiator der Debatte Karl Oldenberg, könne man dem „gedankenlosen Fortschrittstau-

mel“ sowie der „blöden geldwirtschaftlichen Grundstimmung“ entgehen, wie sie für Indu-

striegesellschaften typisch seien (Oldenberg 1897: 75). Ohne an dieser Stelle in die Details 

gehen zu können, bleibt festzuhalten, dass das marktfeindliche Denken weiter Teile der deut-

schen Gebildetenschicht unzweifelhaft einen Teil des geistigen Nährbodens dargestellt hat, 

auf dem nationalsozialistisches Gedankengut gedeihen konnte. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren sich die Gebildeten des Landes erstaunlich schnell einig, 

dass der Kapitalismus die Katastrophe des Nationalsozialismus mit verursacht habe. Wie zeit-

genössische Meinungsumfragen belegen, herrschte innerhalb der Bevölkerung weitgehend 

Konsens darüber, dass eine sozialistische Ordnung anzustreben sei (Blum 1969, 26-37). Libe-

rale Denker wie Walter Eucken und seine Mitstreiter, die bereits während der Nazi-Diktatur 

in den Freiburger Widerstandskreisen über eine freiheitliche und marktliche Nachkriegsord-

nung nachgedacht hatten (Goldschmidt 2005), trafen mit ihren liberalen Ideen oft auf taube 

Ohren. Erst die Erfahrung des Wirtschaftswunders – und es sollte in diesem Zusammenhang 

nicht vergessen werden, dass Erhards Währungsreform keine Chance gehabt hätte, wenn dar-

über direkt abgestimmt worden wäre (Herder-Dorneich 1993) – sorgte für eine rasch zuneh-

mende Akzeptanz der Marktwirtschaft. Zumindest für die Bevölkerung in Westdeutschland 

wurde das rasante Wachstum der 1950er und 1960er Jahre zu einer wichtigen kollektiven Er-

fahrung. Nicht wenige sehen in der Sozialen Marktwirtschaft gar so etwas wie einen „Grün-

dungsmythos“ der Bundesrepublik Deutschland. Damit leistete das Konzept der Sozialen 

Marktwirtschaft einen Beitrag zum Wandel mentaler Dispositionen.  

 

2.2  Soziale Marktwirtschaft und gesellschaftliche Akzeptanz 

Die Idee der Sozialen Marktwirtschaft berücksichtigte von Anfang an das Problem, dass die 

in Deutschland vorherrschenden Denkmuster ein ungünstiges Umfeld für den Kapitalismus 

darstellten und daher Anstrengungen nötig waren, um die Akzeptanz einer marktlichen Ord-

nung zu verbessern. Ein entscheidender Faktor ihres Erfolges ist darin zu sehen, dass die „ire-

nische Formel“ (Müller-Armack 1950) „Soziale Marktwirtschaft“ geeignet war, eine Brücke 

zwischen traditionellen, antikapitalistischen Denkmustern (Hock 1960) und der angestrebten 

kapitalistischen Ordnung zu schlagen. Das ist kein Zufall, denn mit Walter Eucken und Alfred 
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Müller-Armack hatte die Soziale Marktwirtschaft zwei Väter, von denen der eine ein wasch-

echter Westler war, während der andere zunächst dem romantischen Lager angehört hatte.  

Obwohl Walter Eucken bekanntermaßen zunächst vom Historismus geprägt worden war (vgl. 

dazu Peukert 2000; Goldschmidt 2002), rückte in den 1920er Jahren die theoretische, sich an 

angelsächsischen Vorbildern orientierende Wirtschaftswissenschaft stärker in den Blickpunkt 

seiner methodologischen Überlegungen. In wirtschaftspolitischer Hinsicht wandelte er sich zu 

einem Anhänger des wirtschaftspolitischen Liberalismus (Dathe 2009). Immer wieder zog er 

gegen die Überzeugung der Historisten ins Feld, dass die zunehmende Konzentration und vor 

allem die immer stärkere gegenseitige Durchdringung von Wirtschaft und Politik in der Spät-

phase des Kapitalismus aufgrund ökonomischer Entwicklungsgesetze unausweichlich und 

politisch wünschenswert seien. Ein Jahr vor der nationalsozialistischen Machtergreifung führ-

te er in einem Aufsatz über „Staatliche Strukturwandlungen und die Krisis des Kapitalismus“ 

(1932) die zeitgenössischen wirtschaftspolitischen Probleme auf die unzulässige Vermischung 

der ökonomischen und der politischen Sphäre zurück, wie sie für den damaligen Interventi-

onsstaat typisch war. Seiner Auffassung nach hatte nur die strikte Trennung beider Bereiche 

im liberalen Staat des 19. Jahrhunderts den Kapitalismus erblühen lassen. Doch ungefähr seit 

1880, unter dem intellektuellen Einfluss der Historischen Schule, unter dem Druck von Inte-

ressengruppen und – für Eucken der entscheidende Faktor – aufgrund des Entstehens einer 

Massengesellschaft sei die Grenze zwischen Staat und Politik mehr und mehr durchlässig 

geworden (Eucken 1932: 302f.). In deutlichen Worten warnte Eucken vor genau jener Wirt-

schaftsordnung, die in Deutschland ab 1933 Wirklichkeit werden sollte: Der moderne Anti-

Kapitalismus wolle, so Eucken, den Kapitalismus durch einen „totalen, die Wirtschaft umfas-

senden, möglichst autarken Staat“ (Eucken 1932: 305) überwinden. 

In genau jenem Jahr 1932, als Walter Eucken erstmals die Grundzüge seines Denkens in Ord-

nungen präsentierte, veröffentlichte Alfred Müller-Armack sein erstes größeres Werk „Die 

Entwicklungsgesetze des Kapitalismus“. In dieser Studie präsentierte er sich insoweit als ein 

typischer deutscher Ökonom seiner Zeit, als er der historistischen Methode folgte und die 

Verschmelzung von Wirtschaft und Politik unter der Führung eines starken Staates forderte 

(Müller-Armack 1932: 122 ff.).6 

                                                 
6 Bis dahin hatte er vor allem durch einen Artikel über „Konjunkturforschung und Konjunkturpolitik” im 

Handwörterbuch der Staatswissenschaften (1929) auf sich aufmerksam gemacht. Wie andere historistische 
Ökonomen – man denke etwa an Carl Brinkmann, Bernhard Laum oder Werner Sombart – begrüßte auch 
Müller-Armack zunächst die Machtergreifung durch die Nationalsozialisten, weil deren Wirtschaftspro-
gramm versprach, die Grenze zwischen Wirtschaft und Politik wieder aufzuheben: Die nationalsozialisti-
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Erst nach dem Zweiten Weltkrieg kehrte Müller-Armack zu wirtschaftspolitischen Fragestel-

lungen zurück und wandelte sich nun – wohl maßgeblich unter Euckens Einfluss – zu einem 

Befürworter der institutionellen Trennung von Politik und Wirtschaft. So heißt es in den 

„Vorschläge(n) zur Verwirklichung der Sozialen Marktwirtschaft”: „Wir halten daher auch 

für den Bereich der wirtschaftlichen Tätigkeit eine verfassungsmäßig zu verankernde Gewal-

tenteilung zwischen Staat und Wirtschaft in dem Sinne für erforderlich, dass die wirtschafts-

politischen Kompetenzen des Staates und die wirtschaftlichen Freiheiten des einzelnen klar 

gegeneinander abgegrenzt werden“ (Müller-Armack [1948] 1974: 100). Gleichzeitig – und 

dies sollte sich für das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft als entscheidend erweisen – 

blieb er einer Methode treu, welche die kulturelle Einbettung des Wirtschaftens als ein we-

sentliches Problem wirtschaftspolitischer Gestaltung begriff.  

Bereits in den 1930er Jahren bestand das entscheidende verbindende Element im Denken Eu-

ckens und Müller-Armacks darin, dass sie der Volkswirtschaftslehre ihre gestalterische Kraft 

zurückgeben wollten.7 Als Ökonom und Soziologe interessierte Müller-Armack sich dabei 

vor allem für die Fragestellung, wie die intellektuellen Eliten den Lebensstil der Gesellschaft 

und das darin eingebettete Wirtschaften beeinflussen können. Wenn – und hiervon war Mül-

ler-Armack (1944: 72) überzeugt – ökonomischer Wandel einen Wandel des Denkens voraus-

setzt, dann besteht eine zentrale Aufgabe des Wirtschaftspolitikers darin, die shared mental 

models auf politischem Wege zu beeinflussen. Genau diese Idee bildete von Anfang an einen 

Schwerpunkt seines Denkens. So heißt es bereits auf der ersten Seite der „Entwicklungsgeset-

ze des Kapitalismus“ (1932: 1):  

„Indem der Kapitalismus aus den stabilen Sozialformen herausführt und die gesellschaftliche Ordnung auf 

eine stetige Revolutionierung zugunsten eines dauernden Fortschreitens abstellt, muss für den Menschen 

die Orientierung in dieser von dynamischen Prozessen erschütterten Umwelt in ganz anderem Maße zum 

Problem werden als zuvor.“ 

                                                                                                                                                         
sche Wirtschaftspolitik, so schrieb er im Jahre 1933 in einer kleinen Schrift über „Staatsidee und wirt-
schaftliche Ordnung im neuen Reich“, werde endlich dazu führen, die Staatsgewalt nicht mehr auf Recht-
sprechung und Verwaltung zu beschränken, sondern „grenzenlos“ (Müller-Armack 1933: 11) zu machen. 
Wie sein Schüler Christian Watrin (1988: 51) feststellt, lässt sich heute nicht mehr rekonstruieren, wie lan-
ge Müller-Armack überzeugt blieb, dass der Nationalsozialismus einen Ausweg aus der Krise der Moderne 
bieten werde. Allerdings lässt sich feststellen, dass die Ideen, die er in seinen an Werner Sombart und ins-
besondere an Max Weber anknüpfenden kultur- und religionssoziologischen Arbeiten der folgenden Jahre 
vertrat, „im direkten Widerspruch zum biologischen Rassismus des Nationalsozialismus“ (ebd.) standen. 

7 Vgl. dazu das gemeinsam von Franz Böhm, Hans Großmann-Doerth und Walter Eucken verfasste Vorwort 
zur Reihe „Ordnung der Wirtschaft“ (1936); dazu Goldschmidt/Wohlgemuth (2008b). Zusammenfassend 
zum „Freiburger Imperativ“ vgl. Rieter/Schmolz (1993: 103 ff.) und Goldschmidt/Wohlgemuth (2008a).  
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Und er bedauerte, dass in Deutschland eine Situation entstanden war, in der sich viele Intel-

lektuelle von der Politik abgewandt hatten, während andere „nicht den Mut zum diplomati-

schen Verhalten finde(n) und sich so selbst zur Einflusslosigkeit verurteile(n)“ (ebd.: 194).   

In seinen „Entwicklungsgesetzen des Kapitalismus“ ging Müller-Armack der Frage nach, wie 

der zunehmende Konzentrationsprozess in der Wirtschaft zu erklären sei. Dabei interessierte 

er sich insbesondere dafür, auf welche Weise es den Interessenvertretern der Großindustrie in 

den 1920er Jahren gelungen war, einen Grad an politischem Einfluss zu gewinnen, der es ih-

nen erlaubte, das Verhältnis von Staat und Wirtschaft zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Seine 

Antwort lautete, diese Gruppen hätten sich „halb echter, halb dazu erfundener“ Ideen bedient, 

um sich Gehör zu verschaffen (ebd.: 213ff., vgl. Haselbach 1991: 59): Indem sie immer wie-

der darauf verwiesen hätten, mit ihren Anliegen den Erfordernissen von Ort und Zeit zu ent-

sprechen, sei es ihnen gelungen, sich eine breite politische Rückendeckung zu verschaffen. 

Den so gewonnenen Spielraum hätten sie dann konsequent genutzt, um ihre wirtschaftlichen 

Interessen durchzusetzen. Müller-Armack schloss aus dieser Beobachtung, dass der Politiker, 

der die wirtschaftliche und politische Ordnung beeinflussen will, die in der Gesellschaft vor-

herrschenden Denkmuster und die hierauf gegründeten wirtschaftlichen und politischen Ideo-

logien berücksichtigen und für sich nutzbar machen muss. Nur indem er – zumindest schein-

bar! – in Übereinstimmung mit den politischen Attitüden und den intellektuellen Neigungen 

der Bevölkerung handelt, gewinnt er jenen Spielraum, der es ihm ermöglicht, dauerhaften 

Einfluss auf den Gang der Ereignisse zu gewinnen.  

Diese Einsicht ist für das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft von grundlegender Bedeu-

tung. Müller-Armack war sich bewusst, dass im Nachkriegsdeutschland kein Konsens über 

die anzustrebende Ordnung herrschte und die Persistenz holistischer Denkmuster die Durch-

setzbarkeit einer marktwirtschaftlichen Ordnung erschweren würde.8 Die wesentliche Aufga-

be der Gegenwart bestehe deshalb darin, „unserer Gesellschaft eine Integrationsformel zu 

geben, die gestaltend eingreift, um Spannungen zu binden und eine realistische Basis der Ge-

                                                 
8 Es darf allerdings nicht übersehen werden, dass die Erfahrung mit dem nationalsozialistischen Totalitaris-

mus wesentlich zur Diskreditierung des paternalistischen Staatsideals beigetragen hatte. Dennoch waren die 
Wirkungen des Zusammenbruches von 1945 auf die deutsche ‚Wirtschaftsideologie‘ insgesamt ambivalent. 
Denn so sehr man sich auch von staatlicher Bevormundung befreien wollte, konnte man sich schlicht nicht 
vorstellen, wie die gigantische Aufgabe des Wiederaufbaus ohne einen starken Staat zu bewältigen sei. Ob 
diese Diagnose der Realität entsprach oder doch nur wieder traditionelle Denkgewohnheiten reflektiert, 
kann hier nicht diskutiert werden. Zudem war damals die Ansicht weit verbreitet, es sei der Kapitalismus 
gewesen, der den Nationalsozialisten zur Macht verholfen habe. In den ersten Nachkriegsjahren jedenfalls 
– dies hat insbesondere Reinhard Blum ausführlich dokumentiert – war sich die Mehrheit der Deutschen 
lediglich uneins darüber, welche Form des Sozialismus anzustreben sei. Vgl. dazu Blum (1969); auch Häu-
ser (1964); Nicholls (1994). 
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meinsamkeiten aufzuzeigen“ (Müller-Armack [1962] 1974: 153, unsere Hervorhebung). Für 

die Aufgabe der wirtschaftlichen Neuordnung Deutschlands, so schrieb Müller-Armack in 

einem englischsprachigen Beitrag, gelte daher: „The job does not merely consist in shaping an 

economic order, but also enquires ist incorporation into a total life style“ (zitiert nach Hasel-

bach 1991, 155).  

Aus Sicht des hier vertretenen Ansatzes stellt das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft 

(„rheinischer Kapitalismus“) weniger einen Kompromiss zwischen Kapitalismus und Sozia-

lismus („dritter Weg“) als vielmehr einen solchen zwischen Differenzierung und Integration 

dar. Das gilt auf der diskursiven Ebene (das Adjektiv „sozial“ steht dabei für die Integration 

der Gesellschaft, wie wir später noch ausführlich begründen werden) wie auf der Ebene der 

realen Ausgestaltung des Wirtschaftens.  

Die Bedeutung mentaler Dispositionen ist in ihrer Sinnhaftigkeit für die Gegenwart festzuhal-

ten: Unzweifelhaft hatte das Wirtschaftswunder neben der von Adenauer betriebenen Außen-

politik einen wesentlichen Anteil daran, dass zumindest der Westen Deutschlands seinen 

„langen Weg nach Westen“ (Winkler 2000) nach dem Zweiten Weltkrieg vollenden konnte. 

Dennoch belegt die noch heute vorherrschende Ambivalenz der deutschen Gebildetenschicht 

gegenüber dem Markt, wie zählebig historisch geprägte mentale Dispositionen sind. Allem 

Anschein nach konnte der Erfolg der Wirtschaftsreformen die Skepsis gegenüber der Markt-

wirtschaft abmildern – nie aber ist es gelungen, die tiefere Schicht der kollektiven Erfahrung 

nachholender wirtschaftlicher Entwicklung aus den Köpfen der Menschen wirklich zu ver-

drängen.  

Es ist ein verbreiteter Irrtum zu glauben, erst die „68er“-Bewegung habe dem marktskepti-

schen Denken erneut den Weg geebnet. Eine nähere Analyse zeigt vielmehr, dass selbst die 

Gründungsväter der Sozialen Marktwirtschaft eine ambivalente Haltung gegenüber dem 

Marktmechanismus einnahmen – und gerade diese Ambivalenz war möglicherweise der ent-

scheidende Grund dafür, warum sie weitaus besser als reine Liberale dazu in der Lage waren, 

die Bevölkerung von der Notwendigkeit marktlicher Reformen zu überzeugen. So verstand 

etwa Wilhelm Röpke (1944) den Markt ausdrücklich als einen „Moralzehrer“, der den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt zu unterminieren drohe. Und Alfred Müller-Armack, der wohl 

politisch einflussreichste deutsche Ökonom seiner Generation, betrachtete den Markt aus-

drücklich als „eine Ordnung, die Werte empfängt, aber nicht selbst setzt“ ([1962] 1974: 299) 

und die daher potentiell das moralische Fundament der Gesellschaft bedrohe. Es zeigt sich: 

Selbst den für die wirtschaftliche Neuausrichtung Westdeutschlands maßgeblichen Ökono-
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men (mit Ausnahme Walter Euckens) blieb ein Gedanke weitgehend fremd, der spätestens 

seit der Philosophie der Schottischen Aufklärung (man denke an Adam Smiths philosophi-

sches Hauptwerk, die Theory of Moral Sentiments) ein fester Bestandteil angelsächsischen 

sozialphilosophischen Denkens war: Dass nämlich der über den Markt vermittelte Tausch von 

Gütern und Dienstleistungen nicht nur keine Gefahr für den sozialen Zusammenhalt von Ge-

sellschaften darstellt, sondern gerade eine wichtige Grundlage desselben.   

Die Konsequenz: Moderne, arbeitsteilige Gesellschaften können nur auf Grundlage allgemei-

ner und unpersönlicher Regelungsmechanismen funktionieren. Der Markt und die Demokratie 

sind Beispiele für solche Regelungsmechanismen. Beiden ist gemein, dass sie völlig formal 

sind und weitestgehend von Zielen, Normen und Wertvorstellungen abstrahieren. Ein grund-

legendes Problem aller Gesellschaften, die auf solchen Regelungsmechanismen beruhen, be-

steht darin, dass die genetische Entwicklung des Menschen noch immer seine soziale Einbet-

tung in Kleingruppen (Sippen, Horden usw.) reflektiert, die stets von persönlichen Beziehun-

gen geprägt sind und in denen sich die Menschen auf konkrete, kollektiv geteilte Ziele und 

Normen verständigen (z.B. Fetchenhauer 2010). Das ist der Grund dafür, dass der Marktme-

chanismus selbst dort nicht sonderlich beliebt ist, wo er gesellschaftlich weitgehend akzeptiert 

wird. Aber in der angelsächsischen Welt, in welcher der Übergang zur „erweiterten Ordnung“ 

(Hayek) früher begonnen hatte, gab es erstens eine tiefere geistige Durchdringung ihrer Funk-

tionsweise, und zweitens hatten die Menschen wesentlich mehr Zeit, sich an sie anzupassen.   

Die Erfolgsgeschichte der Sozialen Marktwirtschaft zeigt – und dies ist aus unserer Sicht ein 

ganz entscheidender Punkt –, dass eine umfassende Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik sol-

che mentalen Dispositionen nicht einfach hinnehmen muss. Vielmehr gibt es durchaus Strate-

gien, die Bevölkerung auf den schwierigen Weg der Reformen „mitzunehmen“, indem man 

über Reformen aufklärt und sie so formuliert, dass sie anschlussfähig an die vorherrschenden 

Denkmuster sind. Dies ist das Zwischenfazit des vorliegenden Kapitels. Auf die Frage, wel-

che Strategien erfolgreich sein könnten, die Akzeptanz der Sozialen Marktwirtschaft im Zeit-

alter der Globalisierung zu erhalten bzw. zu erhöhen, werden wir in den Handlungsempfeh-

lungen insbesondere am Beispiel der Bildungspolitik zurückkommen.  

Folglich werden marktliche Reformprozesse nur dann erfolgreich sein, wenn diese Strukturen 

einer Gesellschaft ernst genommen werden. Gerade die Transformationsprozesse in Ostmittel- 

und Osteuropa haben schmerzlich gezeigt, wie sehr der ökonomische Wandel und die erfolg-

reiche Verankerung marktwirtschaftlicher Institutionen gebunden sind an das jeweilige vor-

herrschende gesellschaftliche Umfeld (vgl. etwa Zweynert/Goldschmidt 2006). Mit Blick auf 
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die Transformationsprozesse im Osten Europas spricht vieles dafür, dass wir uns mehr und 

mehr auf eine „zweite Phase“ der Transformation zu bewegen. Es zeigt sich, dass nicht nur 

vorherrschende sozio-ökonomische Strukturen und Denkmuster es erschweren können, 

marktliche Strukturen einzuführen, wie Russlands Oligarchie und die Schwierigkeiten in fast 

allen Ländern der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten belegen. Auch stehen anfängliche 

Transformationserfolge dann auf tönernen Füßen, wenn die innerstaatlichen politischen Dis-

kurse nicht mit den wirtschaftlichen Wandlungsprozessen Schritt halten (wie die politischen 

Turbulenzen in Ungarn oder Rumänien beispielhaft illustrieren können). Die Abkehr der 

Weltbank und des Internationalen Währungsfonds von früheren Strategien, die nach dem 

Motto „one size fits all“, d.h. ein ökonomisches Patentrezept für alle Länder, verfuhren (der 

so genannte „Washington Consensus“), belegen zudem, dass bei Ökonomen die Einsicht in 

die Notwendigkeit einer kulturellen Ausrichtung wirtschaftspolitischen Denkens wächst (vgl. 

dazu grundlegend Rodrik 2007). 

Die Ebene der mentalen Dispositionen stellt indes nur eine der Säulen dar, auf denen das 

Konzept der Sozialen Marktwirtschaft ruht. Ebenso wichtig ist es, dass es eine „reale“ Form 

des Kapitalismus (Variety of Capitalism) darstellt, die den spezifischen, historischen Gege-

benheiten Deutschlands gerecht wird und in ihrer Ausrichtung als soziale Marktwirtschaft 

zum einen eigenständigen und unverwechselbaren Charakter besitzt und zum anderen in der 

Qualifizierung als soziale Marktwirtschaft Entwicklungspotential für ihre Modernisierung 

besitzt. Diesen Aspekten wenden wir uns im nächsten Abschnitt zu.  

 

2.3  Die Verbindung zum „Varieties of Capitalism“-Ansatz 

Die zuvor dargelegten historischen Entwicklungslinien und die damit verbundenen mentalen 

Dispositionen lassen somit eine gewisse Nähe zum „Varieties of Capitalism“-Ansatz von Hall 

und Soskice (2001) erkennen. Dieser Ansatz nimmt eine Einordnung von Volkswirtschaften 

in unterschiedliche Typen des Kapitalismus entlang einer ganzen Reihe unterschiedlicher 

wirtschaftspolitischer Dimensionen vor. Die in diesen Volkswirtschaften vorzufindenden, sich 

im historischen Zeitablauf entwickelnden formalen und informalen Rahmenbedingungen für 

den Arbeitsmarkt, die Sozialpolitik, die Gütermärkte, die Finanzpolitik, die Umweltpolitik, 

das Bankensystem und die Finanzmärkte, die damit etablierten Regulierungen und Umvertei-

lungsmechanismen werden – nicht zuletzt empirisch – in einen Zusammenhang gebracht. Da-

bei zeigen sich verschiedene Muster und Verbindungen, die eine Zuordnung in Typen erlau-
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ben. Diese Typisierung liefert Idealtypen von Marktwirtschaften. Nach Hall und Soskice 

(2001) sind es im Wesentlichen zwei Arten von Marktwirtschaften, die sich unterscheiden 

lassen, nämlich die liberalen Marktökonomien („liberal market economies“, LMEs) und die 

koordinierten Marktökonomien („coordinated market economies“, CMEs). Ein Beispiel für 

eine LME sind die USA, eines für eine CME ist Deutschland.  

Im Hinblick auf die Wirtschaftspolitik steht in dieser Literatur die Frage im Vordergrund, ob 

die verschiedenen Typen von Marktwirtschaften unterschiedlich wettbewerbsfähig sind und 

ob es eine Konvergenz hin zu einem Typus gibt, indem die Länder des anderen Typus allmäh-

lich ihre Rahmenbedingungen anpassen (Panuescu und Schneider 2004). Hall und Soskice 

(2001) als Protagonisten dieses Ansatzes interpretieren das institutionelle Gesamtgefüge, das 

in einem Land vorzufinden ist, als ein in sich stimmiges Gefüge, aus dem sich einzelne Ele-

mente nicht herausbrechen lassen, ohne die Funktionsfähigkeit anderer Teile des institutionel-

len Rahmens zu beeinträchtigen. In ökonomischer Diktion befindet sich diese Überlegung in 

der Nähe eines Gleichgewichtsgedankens, gemäß welchem sich formale und informale Re-

geln langsam über die Zeit anpassen und aufeinander adaptieren. Jeder Typ von Marktöko-

nomie entwickelt daher unterschiedliche Wettbewerbsvorteile, die für die wirtschaftliche 

Entwicklung eines Landes ausschlaggebend sind. Eine Reform, die ein Aliud in ein institutio-

nelles Gefüge einführt, kann dann ohne Berücksichtigung seiner Auswirkungen auf andere 

Rahmenbedingungen zu ungünstigen Nebenwirkungen führen, die letztlich die wirtschaftspo-

litischen Ziele einer Reform unerreichbar machen. 

Über die Gültigkeit dieser Hypothesen lässt sich heftig streiten. Man könnte sich durchaus 

vorstellen, dass von unterschiedlichen institutionellen Vorgaben im jeweiligen Bereich (Ar-

beitsmärkte, Gütermärkte usw.) oder noch genauer für einzelne Aspekte des jeweiligen Poli-

tikbereichs (in der Arbeitsmarktpolitik beispielsweise die Lohnfindungsprozesse, der Kündi-

gungsschutz usw.) Anreize ausgehen, die zu fehlerhaften Entwicklungen (z.B. Arbeitslosig-

keit) und in der Folge zu Wohlfahrtsverlusten führen. Eine Korrektur solcher falscher Rah-

menbedingungen muss zwar Rücksichten an den Schnittstellen zu anderen Politikbereichen 

nehmen. Aber eine solche Reformsicht ist durch einen mikroökonomischen, auf Anreize re-

kurrierenden Ansatz geprägt und versucht nicht, holistischen Ansprüchen zu genügen. Dem-

nach müsste nicht gleich eine ganze Volkswirtschaft mit allen ihren Rahmenbedingungen in 

den Fokus der Reform genommen werden.  

Angesichts unterschiedlicher Argumentationsstränge ist die empirische Überprüfung der 

Hypothesen des „Varieties of Capitalism“-Ansatzes von erheblicher Bedeutung. Hall und 
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Gingerich (2009) untersuchen für 20 OECD-Länder von 1971 bis 1997, welchen Einfluss 

institutionelle Komplementaritäten, insbesondere in den Arbeitsbeziehungen und in der Cor-

porate Governance, auf das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts haben. Nach ihren Ergeb-

nissen lassen sich beide Typen von Marktökonomien tatsächlich als kohärente Institutionen-

gebilde identifizieren. Das Wirtschaftswachstum ist gemäß dieser empirischen Untersuchung 

umso höher, je stärker sich ein Land dem jeweiligen Idealtypus der Marktwirtschaft annähert. 

Diese Befunde stützen die vorherigen Behauptungen des „Varieties of Capitalism“-Ansatzes. 

Sie sind jedoch nicht unwidersprochen geblieben. Ohne auf methodische Probleme einzuge-

hen – zeitinvariante Typen von Ländern in Panel-ökonometrischen Untersuchungen – zeigen 

sich vor allem differenzierte Ergebnisse. So finden Panuescu und Schneider (2004) zwar die 

beiden postulierten Kapitalismusmodelle in ihrer Cluster-Analyse wieder. Zudem lassen sich 

die gemäß dem „Varieties of Capitalism“-Ansatz erwarteten Spezialisierungsmuster erken-

nen: LMEs spezialisieren sich stärker in hoch innovativen Branchen der Spitzentechnologie, 

während sich CMEs eher auf höherwertige Technik spezialisieren. Allerdings können einige 

Länder nicht genau typisiert werden und es findet eine Bewegung hin zu liberalen Marktöko-

nomien statt. Haben letztere einen Wettbewerbsvorteil, dann ist diese Bewegung erklärbar. 

Die hier berichtete Innovationstätigkeit in den unterschiedlichen Branchen wird von Taylor 

(2004) in Frage gestellt, der belegt, dass diese vor allem von einem Ausreißer – den USA – 

getrieben werden, aber ansonsten nicht vorzufinden sind. Kenworthy (2006) stellt für 18 

OECD-Länder von 1974 bis 2000 zudem keine robusten Wachstumseffekte der institutionel-

len Kohärenz im Sinne von Hall und Soskice (2001) fest.  

Angesichts der methodischen Herangehensweise sind diese widersprüchlichen Resultate nicht 

verwunderlich. Die Typisierung von Ländern entlang einer Vielfalt unterschiedlicher Rah-

menbedingungen und wirtschaftspolitischer Bereichen vernachlässigt die Anreizwirkungen 

einzelner Regelungen im Detail. Sie ist zu wenig mikroökonomisch/ anreiztheoretisch abge-

stützt. Obwohl Komplementaritäten zwischen Regelungsbereichen durchaus bestehen und 

Fehlentwicklungen auftreten können, wenn sie nicht berücksichtigt werden, müssten diese 

Berührungspunkte zwischen den Bereichen detailliert benannt werden, um Reformen erfolg-

reich durchzuführen. Die Welt verändert sich in der Regel und Rahmenbedingungen können 

nicht mehr zeitgemäß sein. Der allgemeine Hinweis auf die Kohärenz von Regeln ist dann 

unzureichend, um sich auf Neuerungen einzustellen. Der im Folgenden diskutierte vitalpoliti-

sche Ansatz bietet eine Möglichkeit, auf diese Komplementaritäten genauer einzugehen und 

ist daher offen für die vom „Varieties of Capitalism“-Ansatz betonten Zusammenhänge. 
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3.  Das soziale Anliegen der Sozialen Marktwirtschaft als gesellschaftliche  

Grundkategorie 

Von Anbeginn stehen normative und sozialethische Fragen gleichberechtigt neben wirtschaft-

lichen Überlegungen im Konzept der Sozialen Marktwirtschaft. Unter dem Titel „Marktwirt-

schaft ist nicht genug“ hat Wilhelm Röpke bereits Mitte der 1950er Jahre hierzu ausgeführt:  

„Wir wollen keinen Abstrich an Marktwirtschaft, Wettbewerb und freier Wirksamkeit des Preismechanis-

mus, keinen gut geschüttelten Cocktail von Markt, Monopol und Kommandowirtschaft. Aber ebenso gut 

wissen wir, dass, wenn wir eine reinliche, freie und auf dem Wettbewerb beruhende Marktwirtschaft an-

streben, diese nicht frei im gesellschaftlichen, politischen Raume schweben kann, sondern von einem festen 

Rahmenwerk gesellschaftlich-politisch-moralischer Art gehalten und geschützt werden muss. […] Markt-

wirtschaft ist eine notwendige, aber keine ausreichende Bedingung einer freien, glücklichen, wohlhaben-

den, gerechten und geordneten Gesellschaft. […] Mit anderen Worten: das schließliche Schicksal der 

Marktwirtschaft mit ihrem bewunderungswürdigen und völlig unersetzlichen Mechanismus von Angebot 

und Nachfrage entscheidet sich – jenseits von Angebot und Nachfrage.“ (Röpke [1957] 1964: 139 f.) 

Soziale Marktwirtschaft ist offen für und zugleich angewiesen auf eine Diskussion gesell-

schaftlicher und normativer Vorgaben. Es geht um den Diskurs über und die politische Arbeit 

an gesellschaftlichen Strukturen, die dem Einzelnen Chancen eröffnen, ein gutes und selbst 

bestimmtes Leben zu führen. Diese Chancen für ein gutes Leben sind der normative und 

zugleich politisch zu realisierende Anspruch an die gesellschaftliche Ordnung und die jewei-

ligen, auch rechtlichen Rahmenbedingungen für das wirtschaftliche Handeln. 

Hierbei ist es unerlässlich, sich immer wieder deutlich vor Augen zu führen, dass es bei dem 

Gedanken der Sozialen Marktwirtschaft um eine Gesellschafts-, nicht um eine individuelle 

Handlungstheorie geht. Der normative Zug des Konzeptes ist also nicht so sehr in einer spezi-

fischen individual- und tugendethischen Ausrichtung sondern in der Verankerung ethischer 

Prämissen innerhalb der Rahmenordnung zu sehen. Treffend hat dies Götz Briefs zum Aus-

druck gebracht:  

„Man kann edel und gut sein, ohne ‚sozial’ zu sein (…). Vor allem aber: Man kann ‚sozial’ sein, ohne hilf-

reich und gut zu sein. Edel-, Hilfreich- und Gutsein sind personale Tugenden, die in Gemeinschaften er-

wachsen und sich mit ihnen aktivieren; das Soziale dagegen stammt aus dem Bereich der Gesellschaft, aus 

der Schau der gesellschaftlichen Zusammenhänge von Individuen und Gruppen. Das Soziale ist funktional, 

nicht personal. Personale Motivationen können hinter dem Sozialsein stehen, aber sie müssen es nicht.“ 

(Briefs [1961] 1980: 447) 
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3.1  Vitalpolitik als Ermöglichung von Selbstverantwortung 

Das normative Anliegen der Sozialen Marktwirtschaft lässt sich mittels des Gedankens der 

„Vitalpolitik“, wie er von Alexander Rüstow in die Diskussion eingeführt wurde, gut konkre-

tisieren. Nach Rüstow ist Vitalpolitik eine gesellschaftspolitische Aufgabe, die den Einzelnen 

befähigen soll, ein sinnerfülltes (d.h. gelingendes) Leben zu führen: „Vital ist dasjenige, was 

die ‚vita humana‘, was das menschliche Leben, das menschenwürdige Leben fördert.“ 

(Rüstow 1961: 68), Ziel ist die bewusste politische und qualitative Förderung von Lebensum-

ständen, die den einzelnen Lebensperspektiven eröffnen können. Gefordert ist der Aufbau und 

die institutionelle Ausgestaltung einer solchen gesellschaftlichen Ordnung, die jedem Mit-

glied der Gesellschaft die Möglichkeit gibt, frei und einen nach den jeweiligen Fähigkeiten 

und Zielsetzungen bestimmten Lebensweg zu wählen. Ob der Einzelne dann tatsächlich diese 

gebotenen Chancen ergreift und inwieweit sein Leben dann tatsächlich sinnerfüllt ist, bleibt 

unaufhebbarer Teil seiner Selbstverantwortung. In diesem Sinne ist Vitalpolitik als dem öko-

nomischen System vorgelagert zu denken:  

Es geht um eine „Vitalpolitik, d.h. eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die bewusst nicht nach irgendwel-

chen Rekorden und Höchstleistungen strebt, nicht danach strebt, dass irgendwelche Kurven der Lohnent-

wicklung oder von sonst etwas möglichst steil aufwärts gehen, denn von aufwärtsgehenden Kurven kann 

man schließlich nicht leben und glücklich werden, sondern die bewusst die Frage stellt, was getan werden 

kann, um den einzelnen Menschen glücklich und zufrieden zu machen.“ (Rüstow [1957] 1963: 182 f.). 

Entscheidend für ein gelingendes Leben ist nach Rüstow die „Lebenslage“ jedes Einzelnen:  

„Durch die Forderung nach Vitalpolitik soll betont werden, dass … jede Sozialpolitik letzten Endes Le-

benslagen verteilt, die keineswegs nur von der Einkommenshöhe und anderen messbaren Größen, sondern 

sehr wesentlich auch von qualitativen, strukturellen, morphologischen und unwägbaren Umständen abhän-

gen.“ (Rüstow 1963: 275).9 

Die Einsicht, dass das „Sichfühlen des Menschen in seiner Lebenslage ... von ökonomischen 

Dingen ab[hängt], aber in weit höherem Maße von überökonomischen Dingen“ (Rüstow 

[1960] 1963: 82) und dass diese überökonomischen Dinge10 auch die sozialpolitischen Vor-

                                                 
9 Das Lebenslagenkonzept geht zurück auf Gerhard Weisser und spielt mittlerweile auch in der Armuts- und 

Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung eine wichtige Rolle, wie der Titel des dritten Berichts 
„Lebenslagen in Deutschland“ verdeutlichen kann. 

10 Es liegt außerhalb des Rahmens dieses Gutachtens, diese „überökonomischen Dinge“, die für die Grün-
dungsväter der Sozialen Marktwirtschaft die Grundlage einer lebensdienlichen Wirtschaftsordnung sind, 
über die in Kapitel 1 angesprochenen kulturellen, historischen und gesellschaftlichen Aspekte näher zu er-
örtern. Aber es ist unmittelbar plausibel, dass gerade der Gedanke der Vitalpolitik anschlussfähig ist an eine 
Einbeziehung ökologischer Fragestellungen. Rüstow schreibt: „Jedes Volk sollte sich darüber klar sein, 
dass der innerhalb seiner Staatsgrenzen gelegene Teil der Erdoberfläche im von der Weltgeschichte anver-
traut ist und dass es für dessen Gestaltung vor der Menschheit und kommenden Generationen die Verant-
wortung trägt.“ (Rüstow [1960] 1963: 287) Die Einbeziehung ökologischer Aspekte findet sich auch bei 
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aussetzungen für ein gelingendes Leben meinen, ermöglichen nun einen Perspektivenwechsel 

in Bezug auf die Sozialpolitik. Denn: Vitalpolitik bedeutet die Ermöglichung von Eigenstän-

digkeit und Selbstverantwortung. Gelingt dies, dann gibt es einen klaren Primat der Selbstfür-

sorge vor der Sozialvorsorge. Eine solche vorausgehende und dabei befähigende Sozialpolitik 

ist auf die Eigenverantwortung des Einzelnen ausgerichtet: „Die Gesetzgebung, die Wirt-

schaftsgesetzgebung muss in der Richtung tendieren, einen Ausgleich der Chancen zu geben, 

eine Gleichheit der Chancen so herzustellen, dass endlich jeder wirklich seines Glückes 

Schmied ist.“ (Rüstow [1951] 1963: 246). Befähigung zielt darauf, dass der Mensch nicht nur 

formal, sondern auch faktisch Teil der Gesellschaft sein kann. Ihm bzw. ihr müssen die Chan-

cen gegeben sein, sich auch verwirklichen zu können: „Zu diesen Dingen, die für das Sichfüh-

len, sagen wir ruhig, so sehr man bisher auch in Gefahr war, sich damit lächerlich zu machen: 

für das Glück des Menschen entscheidend sind, gehört nicht zuletzt seine soziale Einbettung.“ 

(Rüstow [1957] 1963: 183). 

 

3.2  Die aktuelle Debatte: Inklusion und Verwirklichungschancen 

Rüstows Überlegungen zur Vitalpolitik finden ihr aktuelles Pendant in der Inklusionsfor-

schung. Im Zentrum der Inklusionsforschung steht die Frage nach der Teilhabe von Individu-

en an marktlichen und gesellschaftlichen Prozessen. Inklusion gründet dabei in der normati-

ven Forderung nach der Gleichwertigkeit aller Individuen unter Berücksichtigung von fak-

tisch bestehenden individuellen und sozialen Unterschieden. Das Ziel von Inklusionsbemü-

hungen ist es, diese Unterschiede in ihrer Bedeutung und Wirkung für eine fehlende gesell-

schaftliche Teilhabe einzuschränken bzw. aufzuheben, um so eine eigenverantwortliche Le-

bensgestaltung zu ermöglichen. Primär geht es also darum, Menschen die Chancen zur Entfal-

tung ihrer individuellen Freiheiten und Fähigkeiten zu geben. Die Forderung nach Inklusion 

wäre dann verwirklicht, wenn jeder Mensch die Möglichkeit hat, in weitest möglichem Um-

                                                                                                                                                         
den anderen Denkern des Ordoliberalismus. So verweist beispielsweise Walter Eucken auf das Problem ex-
terner Effekte für die Umwelt (Eucken [1952] 2004: 302). Insbesondere Alfred Müller-Armack hat dann 
für die „zweite Phase“ der Sozialen Marktwirtschaft die Frage des Umweltschutzes explizit thematisiert, 
wobei er hierbei Umweltgestaltung in einem umfassenden Verständnis entfaltet, das konkret an Rüstows 
Vitalpolitik anschließt (Müller-Armack ([1960] 1979). Auch die moderne Ordnungsökonomik versucht vor 
den globalen Erfordernissen des Umweltschutzes ihre eigene Theoriekonzeption weiterzuentwickeln; vgl. 
z.B. Hansjürgens (2009) und Wegner (2009). Inwieweit jedoch Überlegungen zu einer öko-sozialen bzw. 
nachhaltigen Marktwirtschaft (vgl. stellvertretend Hauff 2007) noch dem Grundanliegen des Ordolibera-
lismus entsprechen und auch einer modernen Ordnungsökonomik angemessen sind, lässt sich durchaus 
kontrovers diskutieren, soll hier aber nicht weiter verfolgt werden. 
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fang am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben, und somit sein Lebensschicksal eigenverant-

wortlich – in einem grundlegendem Maße – zu bewältigen.11 

Vermittelt vor allem über das Werk von Amartya Sen und unter dem Begriff der Verwirkli-

chungschancen haben diese Überlegungen mittlerweile auch Eingang in die Wirtschaftswis-

senschaften gefunden. Verwirklichungschancen werden von Sen dabei als die umfassende 

Fähigkeit von Menschen definiert, „genau das Leben führen zu können, das sie schätzen, und 

zwar mit guten Gründen“ (Sen 2007: 29). Die „Güte“ einer Gesellschaft ist dann „primär da-

nach zu bewerten, wie groß die von ihren Mitgliedern genossenen substantiellen Freiheiten 

sind“ (Sen 2007: 30). So verstandene, positive Freiheitsrechte geben Individuen die Möglich-

keit, einen Lebensweg zu wählen, der am besten die eigenen Fähigkeiten befördert. Sen 

diskutiert dies unter dem Stichwort „opportunities“: „A person’s advantage in terms of oppor-

tunities is judged to be lower than that of another if she has less capability – less real opportu-

nity – to achieve those things that she has reason to value.“(Sen 2010: 231). Entscheidend für 

eine solche Transformation individueller Ressourcen in Verwirklichungschancen sind laut 

Sen die persönlichen und instrumentellen Umwandlungsfaktoren. Persönliche Umwandlungs-

faktoren sind individuell-sozialstrukturelle Merkmale wie Bildung, Gesundheit, Geschlecht 

und Alter und beeinflussen die Verwirklichungschancen unmittelbar. Instrumentelle Um-

wandlungsfaktoren beziehen sich auf positive oder negative Beiträge des Staates zur Erweite-

rung der Verwirklichungschancen der Bürger, indem der Staat direkte Verwirklichungschan-

cen schafft bzw. die persönlichen Umwandlungsfaktoren beeinflusst. 

Es ist jüngst Edmund Phelps zu verdanken, Sens Argumentation um einen wesentlichen Punkt 

erweitert zu haben, der in der Inklusionsforschung nur in Ansätzen in dieser Klarheit benannt 

wird und den es mit Blick auf die Reformperspektiven der Sozialen Marktwirtschaft sowie 

hinsichtlich des individuellen Lebensglücks zu betonen gilt: Ohne ökonomische, keine soziale 

Inklusion. Phelps schreibt: „Earning one’s own way – making enough to support one’s self at 

a decent level by society’s standards and to be part of community life – is hugely important 

for people’s self respect.“ (Phelps 2003: 3). Diese Selbstachtung kann folglich nur dann gege-

ben werden, wenn entsprechend vergütete Arbeitsplätze zurVerfügung stehen: „For these rea-

                                                 
11 Unabhängig von der in den angewandten Sozialwissenschaften geführten Diskussion um verschiedene 

Charakterisierungen von Inklusion (und Integration) knüpft der hier verwendete Begriff der Inklusion an 
die gesellschaftstheoretische Diskussion der Soziologie an. Vgl. für ein sozialpolitisch-normatives Inklusi-
onsverständnis exemplarisch Sen (2007: 100-138), Kaufmann (2009), Bude (2008) sowie die Sammelbände 
von Bude und Willisch (2006 und 2008). Eine solche Perspektive muss von einer funktional-positiven In-
klusions-/Exklusionsperspektive der soziologischen Systemtheorie nach Luhmann unterschieden werden, 
die das Problem der wechselseitigen Interdependenzunterbrechung als Folge funktionaler Differenzierung 
betrachtet (vgl. stellvertretend Luhmann 1995). 
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sons, the availability and the quality of a country’s jobs as well as the wages employers can 

afford to pay, hence the productivity of work, are among life’s ‘primary goods’ in John 

Rawls’s terminology. It is no wonder, then, that people want to be included.“ (ebd.). 

Die Ermöglichung von Inklusion ist dabei aber nicht nur mit Blick auf individuelle Selbstach-

tung von Relevanz, sondern sie ist für die gesamte Gesellschaft von geradezu essentieller Be-

deutung, wie Phelps im Vorwort zu seinem Buch aus dem Jahr 2007 „Rewarding Work“ aus-

führt: 

„The presence of many people unable to support themselves tends to erode the significance our culture 

gives to self-support, engendering instead a culture of dependency. Likewise, the lack of participation 

among so many not engaged in the business life of a community tends to erode the place accorded to con-

tribution and to engender instead an underground economy based on drug trade and violent crime. How 

will children be prepared for a fulfilling working life if they grow up under such pathological conditions?“ 

(Phelps [1997] 2007: vii) 

Der entscheidende Clou und die Originalität in der Argumentation von Phelps liegt nun darin, 

dass er deutlich macht, dass zwar einerseits eine Inklusion in das ökonomische System eine 

unabdingbare Voraussetzung dafür ist, sozial, sprich in die Gesellschaft, inkludiert zu sein, 

dass aber andererseits das ökonomische System nicht aus sich heraus – im Sinne der marktli-

chen Logik – diese Inklusion garantieren kann. Nochmals Phelps: 

„Clearly the system called the market economy does not promptly deliver a viable job for everyone upon 

request – no matter how low a wage one is prepared to accept; there is involuntary unemployment. And, al-

though some number of unemployed persons may be justifiable to concentrate the minds of employees on 

their jobs, the invisible hand is not thought to have restricted unemployment to the optimum level from this 

point of view. Even if that efficiency maximum prevailed, some workers might be so unlucky from entry to 

retirement that they never get a career going and earn their own support, which would be inequitable.“ 

(Phelps 2003: 2f.) 

Dass eine Einbindung in das ökonomische System und die damit verbundene Selbstachtung 

nicht immer erreicht wird, liegt in den unterschiedlichen Fähigkeiten, die der oder die Einzel-

ne besitzt, begründet. Wesentlich ist, dass für Phelps fehlende Inklusion nicht unbedingt Ar-

mut bedeutet. Obwohl nicht wenige, die zu den schlechter Gestellten (Arbeiter im Niedrig-

lohnsektor, Arbeitslose) gehören, auch ein niedriges Einkommen haben, liegt das Problem 

nicht in der existentiellen (physischen) Bedrohung. Das eigentliche Problem liegt für Phelps 

darin, dass Selbstachtung und das Gefühl, Teil der Gesellschaft zu sein, allein davon abhängig 

sind, ob ich ein ausreichendes Einkommen habe: 
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„The measure of the cash reward for the work supplied by the disadvantaged to the market economy is only 

their earnings. And the net reward from this work is only the excess of these earnings over the entitlement 

benefits for which these workers become ineligible as a result of their wage income. Our self-esteem from 

being self-supporting, not depending upon the state or kin, hinges on our sense that what we have provided 

ourselves and our families is largely due to our own efforts.“ (Phelps [1997] 2007: 21 f.). 

In der jüngeren (deutschsprachigen) Diskussion ist es vor allem dem Soziologen Günter Dux 

zu verdanken, diese enge Verbindung von sozialer und marktlicher Inklusion, wie auch 

Phelps sie sieht (aber kaum analytisch herleitet), in seinen Arbeiten systematisch herausgear-

beitet zu haben und es möglich macht, sie für eine moderne Theorie der Sozialen Marktwirt-

schaft zu nutzen. Dux argumentiert, dass das System des Marktes das die Gesellschaft der 

Moderne begründende System ist. Dies ergibt sich mit Notwendigkeit:  

„Alle sind mit allen über den Markt verbunden. Alle sind darauf angewiesen, die Güter zum Leben auf dem 

Markte zu erwerben, alle, oder so gut wie alle, müssen dazu ihre Arbeitskraft auf dem Markt anbieten. In 

der Marktgesellschaft ist für die Integration in die Gesellschaft deshalb unausweichlich die Inklusion in das 

ökonomische System.“ (Dux 2008: 14) 

Inklusion in das ökonomische System bedeutet so zugleich Inklusion in die Gesellschaft. Mit-

glied der Gesellschaft zu sein, bedeutet dann aber auch, Teil des Marktes zu sein. Wo dies 

nicht gelingt, steht es prinzipiell in Frage, inwieweit man überhaupt ein vollwertiges Mitglied 

der Gesellschaft ist, ob man ein Leben führen kann, das „den Sinnanforderungen der Moderne 

gerecht zu werden vermag“ (Dux 2008: 297). Folglich geht es nicht um die Gleichheit von 

Einkommens- oder Vermögenspositionen, sondern darum, Menschen mittels Arbeit in die 

Gesellschaft zu inkludieren. 

Die besondere Schwierigkeit einer Inklusion in das ökonomische System via Arbeit liegt nun 

darin, wie auch Phelps gezeigt hat, dass das ökonomische System selbst nicht für die Inklusi-

on jedes Einzelnen sorgt: 

„Das ökonomische System der Marktgesellschaft kennt keine Mechanismen, die die Anforderungen der 

Subjekte an das ökonomische System, zu Bedingungen inkludiert zu werden, die ihnen ein gedeihliches 

Auskommen sicherten und sie in die Lage versetzten, den Sinnanforderungen der Lebensführung nachzu-

kommen, mit seiner Inklusionskapazität in Einklang brächten.“ (Dux 2008: 15) 

Ist es das Versprechen der Moderne, prinzipiell die Möglichkeit zu besitzen, an den Errun-

genschaften der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung teilhaben zu können, 

dann ist es eine Anforderung an die Gesellschaft, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 

der Einzelne tatsächlich auch in der Lage ist, sich in den Markt zu inkludieren. Hierin liegt 

der eigentliche Begründungszusammenhang für eine moderne Sozialpolitik (Fuchs-Gold-
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schmidt/Goldschmidt 2010). Dies bedeutet nicht notwendigerweise eine quantitative Ausdeh-

nung sozialpolitischer Maßnahmen, sondern eine klare qualitative Ausrichtung auf die Befä-

higung des Einzelnen zur Teilhabe am Marktgeschehen und zur Möglichkeit, ein Einkommen 

zu erzielen, das zur eigenständigen Lebensführung jenseits staatlicher Fürsorge befähigt. So-

zialpolitik, die auf Inklusion zielt, muss entsprechend als vorsorgende Sozialpolitik verstan-

den werden, deren Ziel Selbständigkeit und Selbstverantwortung ist. Nachsorgende Sozialpo-

litik, die im Bedarfsfall dem Einzelnen in sozialen Problemlagen helfend zur Seite steht wird 

auch weiterhin unerlässlich sind, jedoch wird sie weniger Bedeutung haben müssen als dies 

heute der Fall ist. Befähigung für den Markt wird sich insbesondere im Bereich der Bildungs-

politik niederschlagen müssen (siehe Kapitel 4). 

Es wird in Zukunft darum gehen, mit Augenmaß Wirtschafts- und Sozialpolitik zu betreiben – 

und zwar mit dem Ziel einer Inklusion möglichst vieler Bevölkerungsgruppen. Die aktuelle 

Debatte um die Tarifautonomie und Mindestlöhne ist hierfür ein gutes Beispiel. Ohne hier 

konkrete Vorschläge vorlegen zu wollen, ist es auch in diesem Bereich die Aufgabe des Staa-

tes als Spielregelsetzer im Konzept der Sozialen Marktwirtschaft, einen solchen rechtlichen 

Rahmen für den Markt bereitzustellen, der die Inklusion in den Arbeitsmarkt befördert. Um 

dies zu gewährleisten, sind alle wirtschaftspolitischen Einzelmaßnahmen und insbesondere 

arbeitsmarktbezogene Maßnahmen auf ihr Zusammenspiel – ihre Interdependenz und ihre 

Kompatibilität – mit anderen, insbesondere sozialpolitischen Maßnahmen, zu überprüfen, 

gefordert ist eine „Sozialpolitik mit dem Markt“. Dabei sind insbesondere die nicht-

intendierten Nebenwirkungen gut gemeinter arbeitsmarkt- und sozialpolitischer Maßnahmen 

zu berücksichtigen. Insbesondere sollte alles, was den Problemgruppen des Arbeitsmarkts den 

Zugang zur Beschäftigung und damit die Teilhabe am Arbeitsleben versperrt, unterbleiben.  

Eine solche, an der Leitidee der Zustimmungsfähigkeit und Inklusion ausgerichtete Ord-

nungspolitik, hat auch konzeptionelle Konsequenzen für das Ordnungsmodell der Tarifauto-

nomie, das sich über viele Jahrzehnte in der Bundesrepublik Deutschland bewährt hat. Vier 

mögliche Folgen seien hier angedeutet: 

1. Die Debatte „Tarifautonomie hier – öffentliches Interesse da“ kann nur durch eine integra-

tive Sichtweise im Sinne der Sozialen Marktwirtschaft überwunden werden. Es bedarf klarer 

Spielregeln, wie der Rahmen gestaltet sein soll, der es den beteiligten Akteuren, hier: den Ta-

rifpartnern, erlaubt, autonom ihre Angelegenheiten zu regeln. Nur so sind sie vor der ein-

schränkenden Macht Dritter, insbesondere des Staates, geschützt. Darüber hinaus sollte der 

Staat Vorsorge tragen, damit die Bedingungen der Tarifautonomie klar bestimmt sind und 
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nicht durch richterliche Einzelentscheidung auch inhaltlich einschränkend vorgezeichnet wer-

den.  

2. Gilt die Inklusion der Betroffenen in den Arbeitsmarkt als entscheidender Bezugspunkt, 

erscheint es plausibel, an die Stelle eines einzelnen gesamtwirtschaftlichen Verhandlungssys-

tems verschiedene „Verhandlungsexperimente“ zu setzen, die sich im Wettbewerb bewähren 

können und eines „kleineren Maßes“ an Zustimmung bedürfen: hier kann auf den verschiede-

nen Ebenen angesetzt werden (Betrieb, Branche, Region), aber auch bei den Inhalten (so z. B. 

bei der Auslegung des Günstigkeitsprinzips). Der Wettbewerb der Verhandlungssysteme ist 

so zugleich eine wirksame Schranke gegen Ergebnisse starrer und traditioneller Tarifverhand-

lungen, die nicht selten Sonderinteressen bedienen. Hierin ist wiederum die primäre Aufgabe 

des Staates zu sehen: „Es sind die Voraussetzungen für den Wettbewerb der Verhandlungs-

systeme durch Etablieren entsprechender Rahmenbedingungen zu schaffen; an die Stelle der 

Entscheidung für einen konkreten Verhandlungstyp rückt dann die Sicherung des Wettbe-

werbs zwischen verschiedenen Verhandlungstypen“ (Dichmann 1992: 245 f.). 

3. Inklusion in den Arbeitsmarkt darf nicht nur aus dem Blickwinkel der jeweiligen Tarifpar-

teien gesehen werden, sondern muss sich an den Interessen aller Beteiligten orientieren. Rege-

lungen zwischen „Insidern“, die lediglich ihre Interessen im Blick haben, können sich kaum 

dem Interesse aller Mitglieder der Gesellschaft (und dies sind eben auch die Arbeitssuchen-

den) sicher sein. Die Forderung nach der Flexibilisierung von Tarifverträgen ebenso wie eine 

mögliche Festsetzung von Mindestlöhnen muss immer eine Verbesserung zu Gunsten der 

Arbeitssuchenden bedeuten – ansonsten bleibt eine solche aus Sicht einer gesellschaftspoliti-

schen Perspektive illegitim. Viel versprechend ist in diesem Zusammenhang die Idee, Lang-

zeit- und Lebensarbeitszeitkonten einzurichten, mit denen sowohl unterschiedliche Lebens-

phasen (Kindererziehungszeiten, Bildungszeiten, Blockurlaube, vorzeitiger Ruhestand), aber 

auch betriebliche Schwankungen ohne größere Entgelteinbußen bewältigt werden können.  

4.  Kooperative Verhandlungen (der Gewerkschaften) sind und bleiben wohl dort notwendig, 

wo der Arbeitnehmer kaum als gleichberechtigter Partner der Arbeitgeber gelten kann und er 

seine legitimen Interessen vertreten wissen will. Gerade bei gering Qualifizierten und Arbei-

tern unterer Lohngruppen werden kollektive Tarifverhandlungen und Flächentarifverträge 

einen zentralen Platz behalten, soweit sie deren Beschäftigungschancen nicht entgegenstehen. 

Hier sollte ein Aspekt in den Mittelpunkt gerückt werden, den die bisherige Diskussion weit-

gehend ausgeblendet hat: Gleichberechtigte Tarifverhandlungen und Tarifautonomie bedeuten 

nicht lediglich die genaue rechtliche Festlegung, sondern ebenso die Befähigung zur Autono-

 24



mie. Eine moderne Tarifpolitik für das 21. Jahrhundert wird sich daran messen lassen müssen, 

inwieweit sie es durch Qualifizierung und Bildungsförderung ermöglicht, dass gleichberech-

tigte Tarifpartner Verhandlungen führen. Umso mehr das gelingen wird, umso mehr Spiel-

raum eröffnet sich für eine flexible und dezentralisierte Form der Tarifautonomie, die 

zugleich dem Gemeinwohl verpflichtet bleibt. 

 

3.3  Neue Formen der Kooperation 

Neben den bewährten Formen der Kooperation zwischen Markt und Staat im Rahmen der 

klassischen Ordnungspolitik sowie zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, wie am Bei-

spiel der Tarifautonomie angedeutet, werden in Zukunft neue Formen des Zusammenwirkens 

von Bürgern, Unternehmen und Staat an Bedeutung gewinnen und auch für die Reform und 

Aktualisierung der Sozialen Marktwirtschaft unerlässlich sein. Zentral sind hierbei Ansätze, 

die nunmehr seit einigen Jahren unter den Begriffen gesellschaftliches bzw. bürgerschaftli-

ches Engagement von Unternehmen diskutiert werden (Corporate Social Responsibility bzw. 

Corporate Citizenship).  

Freilich steht es dabei außer Frage, dass Unternehmen zunächst und grundlegend Verantwor-

tung für eine erfolgreiche Tätigkeit in ihrem Kerngeschäft – der effizienten Produktion von 

Gütern und Dienstleistungen – tragen. Doch bereits hierin erfüllen sie eine wichtige Funktion 

für die Allgemeinheit, sie haben eine sozial(markt)wirtschaftliche Funktion, wie es Wilhelm 

Röpke zu formulieren wusste: „Eine Unternehmung, die erfolgreich sein will und im Grade 

ihres Erfolges ihre sozialwirtschaftliche Funktion wohl versehen will, muss in erster Linie 

dem Markte zugewandt sein und immer wieder mit seiner Ungewissheit und Unberechenbar-

keit kämpfen. Ihr Gesicht ist nach außen gerichtet, zum Markte hin, und der Wettbewerb zwi-

schen den Unternehmungen ist ein ständiges Ringen um den Vorsprung im Wissen oder rich-

tigen Abschätzen oder der Entdeckung neuer Produktions- und Absatzmöglichkeiten.“ (Röpke 

[1958] 1979: 378, Hervorhebung durch die Verfasser) 

Die veränderten gesellschaftlichen und technologischen Bedingungen, insbesondere aufgrund 

einer globalisierten Wirtschaft, stellen Unternehmen hinsichtlich ihres Kerngeschäftes vor 

neue Herausforderungen, die notwendigerweise mit der Übernahme gesellschaftlicher Ver-

antwortung einhergehen. Hierbei kann man die klassische Verantwortung der Unternehmen 

um eine erweiterte Handlungsverantwortung, um eine Ordnungsverantwortung und um eine 
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Diskursverantwortung ergänzen, die direkt in die Gesellschaft hineinwirken (ausführlich: 

Goldschmidt/Homann 2011). 

Von erweiterter Handlungsverantwortung kann man sprechen, wenn Unternehmen Verant-

wortung für einzelne weiterreichende Folgen und für das konkrete Umfeld ihrer Geschäftstä-

tigkeit übernehmen. Sie tun dies im Sinne einer langfristigen Investition, mit dem Ziel unzu-

reichende unternehmerische Bedingungen zu ändern. Hier ist an lokale und regionale Aktivi-

täten, etwa im Umweltschutz, auf dem Arbeitsmarkt oder an sozialen Brennpunkten zu den-

ken. Die Übernahme erweiterter Handlungsverantwortung dient aus Sicht der Unternehmen 

der Pflege und Verbesserung der Voraussetzungen für die Erledigung ihres Kerngeschäfts und 

damit als Grundlage für eine nachhaltig erfolgreiche Geschäftstätigkeit. Dass dies bei großen 

Unternehmen immer nur eine gesellschaftliche Teil-Verantwortung sein kann, dürfte unmit-

telbar einsichtig sein, aber gleichwohl – und dies ist in diesem Zusammenhang entscheidend – 

wirken Unternehmen auf diese Weise im Zusammenspiel mit (kommunal-)politischen und 

zivilgesellschaftlichen Akteuren auf eine Gesellschaft hin, in der Unternehmen mit den Bür-

gerinnen und Bürgern bessere Bedingungen für eine inklusive Soziale Marktwirtschaft vor-

finden. 

Ordnungsverantwortung meint die Verantwortung von Unternehmen für die Weiterentwick-

lung und Durchsetzung veränderter politischer Rahmenbedingungen sowie für die soziale 

Ordnung allgemein („Corporate Citizenship“, vgl. z.B. Habisch 2003). Auch diese Verant-

wortung für die Gestaltung der generellen politischen Bedingungen kann für Unternehmen 

grundsätzlich nur eine Mitverantwortung sein. Aber gerade unter den Bedingungen der Glo-

balisierung kann man bei der Gestaltung eines der allgemeinen Wohlfahrt dienenden Ord-

nungsrahmens häufig auf das Know-how der Unternehmen nicht verzichten. Ordnungsver-

antwortung kann vielfältige Formen annehmen: Beratung, Kooperation mit den politischen 

Instanzen auf kommunaler, regionaler, nationaler und internationaler Ebene, aber auch die 

brancheninterne und -übergreifende Zusammenarbeit von Unternehmen sowie der zivilgesell-

schaftliche Austausch mit Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Die Grundlage für solche 

unterschiedlichen Formen der Kooperation liegt darin, dass es jenseits von Interessenkonflik-

ten immer gemeinsame Anliegen gibt – allen voran das gemeinsame Interesse an einer Ord-

nung, die allen Beteiligten und Betroffenen eine gedeihliche Zusammenarbeit zum gegensei-

tigen Vorteil ermöglicht. 

Diskursverantwortung bedeutet schließlich die Verantwortung von Unternehmen für die Dis-

kurse der Gesellschaft besonders über die Wirtschaft. Auch diese Verantwortung kann nur 
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eine Mitverantwortung sein. Hierbei geht es nicht nur um Fragen nach geeigneten Ordnungs-

regeln, sondern insbesondere auch um die Diskussion über die ethische Vertretbarkeit und 

damit über die Akzeptanz wirtschaftlicher Prozesse und ganzer Wirtschaftssysteme wie der 

Sozialen Marktwirtschaft. Zugleich sind diese Diskurse wesentlich für den politischen Pro-

zess. Die Schaffung von Öffentlichkeit und die offene Diskussion gesellschaftlicher Perspek-

tiven sind Voraussetzung für eine bürgernahe und bürgerorientierte Politik. 

Zugleich wird auch dem Konsumenten langfristig in der Sozialen Marktwirtschaft eine verän-

derte Rolle zukommen. Denn was dem Wohl und der Lebensqualität der Konsumenten dient, 

obliegt der Selbstbestimmung der Verbraucher und deren moralischen Überzeugungen. Hierin 

kann ein weiteres Element zur Bestimmung der gesellschaftlichen Verantwortung von Unter-

nehmen umschrieben werden. Unternehmer berücksichtigen in der Wahrnehmung ihres Kern-

geschäftes die Wünsche der Konsumenten. Diese Wünsche vor dem Hintergrund der eigenen 

ethischen Vorstellungen zu reflektieren, liegt aber in der Verantwortung jedes Einzelnen. Un-

ternehmen sind dabei langfristig gut beraten, das umzusetzen, was die Konsumenten erwarten. 

Der besondere Vorteil der aufgrund von Konsumentenwünschen erfolgten Änderungen des 

unternehmerischen Verhaltens und unternehmerischer Strategien liegt darin, dass sie sich 

nahtlos in eine wettbewerbliche Ordnung einfügen. In diesem Sinne kann die gesellschaftliche 

Verantwortung von Unternehmen als eine von der individualethischen Verantwortung der 

Konsumenten abgeleitete Verantwortung verstanden werden. Verbraucherinitiativen und der 

Gedanke eines „moralischen Konsums“ können hierbei eine wichtige Rolle spielen, indem sie 

Produktions- und Betriebspraktiken und/oder Produkte von Unternehmen kritisieren sowie 

gegebenenfalls boykottieren (Priddat 1998). Gerade die Globalisierungsprozesse sowie die 

Differenzierung von Produktionsbedingungen und rechtlichen Rahmenordnungen zeigen die 

wachsende Bedeutung der Konsumentensouveränität und -verantwortung. 

Der Gedanke der Konsumentenverantwortung bietet zudem Anknüpfungspunkte für die 

wachsende (faktische und eingeforderte) Mitverantwortung von Bürgerinnen und Bürgern 

und zivilgesellschaftlicher Akteure allgemein bei der Gestaltung gesellschaftlicher Kooperati-

onen und Strukturen. Dies kann von ehrenamtlichen Tätigkeiten und betrieblichen Initiativen 

(„Corporate Volunteering“) bis hin zur internationalen Zusammenarbeit in Nichtregierungs-

organisationen reichen. Auch für die Weiterentwicklung der modernen Ordnungsökonomik 

wird es entscheidend sein, die Bedeutung dieser neuen Formen bürgerschaftlichen Engage-

ments zu erfassen und sie als lebendige Elemente in der Konzeption und der Praxis der Sozia-

len Marktwirtschaft zu begreifen. 
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3.4 Die bleibende sozialpolitische Herausforderung 

So sinnvoll es sein mag, durch Veränderungen arbeitsmarktpolitischer Arrangements, durch 

die Einbeziehung unternehmerischen Handelns in gesellschaftlicher Perspektive, durch die 

Betonung der Konsumentenverantwortung und durch die Berücksichtigung und Stärkung zi-

vilgesellschaftlichen Engagements die Inklusion in die Ökonomie und in die Gesellschaft zu 

befördern, so offensichtlich ist es, dass eine Vielzahl von Risiken und Lebenslagen (Jugend, 

Alter, Krankheit), die zur Exklusion aus der Gesellschaft führen können, nicht auf dem Weg 

unmittelbar marktkonformer Maßnahmen allein behoben werden können. Sozialpolitik bleibt 

das notwendige Komplement einer Sozialen Marktwirtschaft. Auch zeigt sich die Notwendig-

keit eines umfassenden gesellschaftspolitischen Ansatzes, wenn Wirtschaftspolitik nicht nur 

auf Wachstum, sondern auf ein umfassendes Verständnis von Wohlstand und Lebensglück 

abzielt. Dies gilt insbesondere deshalb, weil Problemlagen, die nicht im Zusammenhang mit 

marktlichen Prozessen stehen, außerhalb des Blickfeldes des Marktes liegen. Das bedeutet 

nicht, dass man sozialen Problemlagen nicht mittels ökonomischer Instrumente begegnen 

kann und sollte. Die aktuelle Diskussion über das persönliche Budget bei Menschen mit Be-

hinderung und bei Pflegebedürftigen ist hierfür ein gutes Beispiel. Es sollte jedoch deutlich 

werden, dass die Lösung oder zumindest die Auseinandersetzung mit sozialen Problemlagen 

eine genuin gesellschaftliche Aufgabe ist. Darüber hinaus sollte durchaus in den Blick ge-

nommen werden, dass Sozialpolitik in Zeiten wirtschaftlicher Krisen eine stabilisierende 

Wirkung entfalten kann (vgl. Dolls/Fuest/Peichl 2010; Goldschmidt/Fuchs-Goldschmidt 

2011). 

Soziale Einbettung – Inklusion – ist Zielpunkt und Mittel der Sozialpolitik. Es geht darum, 

jeden Einzelnen durch die Einbindung in die Gesellschaft zu befähigen, vollwertiges Mitglied 

der Gesellschaft zu sein. In der Verknüpfung dieser Überlegungen mit den eben skizzierten 

Gedanken der Verwirklichungschancen wird nochmals deutlich, wie die von Rüstow einge-

forderte „soziale Einbettung“ modern interpretiert werden kann: Es geht um die Schaffung 

von Voraussetzungen, die den Einzelnen tatsächlich befähigen, ein selbstbestimmtes, eigen-

verantwortliches und damit gelingendes Leben zu führen. Vor diesem Hintergrund müssen 

insbesondere die aktuell verhandelten sozialpolitischen Konzepte wie frühe Förderung, die 

Verbesserung und die Wahrnehmung von Bildungschancen, auf die gleich noch ausführlich 

eingegangen werden soll, sowie die Frage nach der Gestaltung benachteiligter, prekärer 
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Stadtquartiere mit dem Ziel fehlende Teilhabechancen durch einen Abbau von städtischen 

Segregationsräumen diskutiert werden. 

Die Rückbindung gesellschaftlicher Prozesse an individuelle Entwicklungschancen und das 

subjektive Wohlbefinden jenseits allein ökonomischer Erwägungen ist – dies sei in aller Kür-

ze angedeutet – der gemeinsame Ansatzpunkt von Glücksforschung und moderner Ordnungs-

ökonomik. Der Verweis auf die (langfristige) Effizienz von Wettbewerbs- und Wachstums-

prozessen ist mit Blick auf eine tragfähige, am Lebensglück der einzelnen Menschen orien-

tierte Vorstellung von Gesellschaft unterkomplex und gerechtigkeitstheoretisch unzureichend. 

Es ist das Verdienst der Glücksforschung anhand zahlreicher empirischer Untersuchungen die 

Perspektive individueller Lebensmöglichkeiten und individueller Lebenszufriedenheit wieder 

in das Zentrum ökonomischer Diskussionen gerückt und als Frage nach gesellschaftlicher 

Gerechtigkeit formuliert zu haben. Indikatoren der Lebenszufriedenheit sind daher als Ergän-

zung zu anderen Wohlstandsindikatoren sinnvoll. Ersetzen können sie sie gleichwohl nicht, 

insbesondere wenn die Manipulierbarkeit der jeweiligen Indikatoren mit berücksichtigt wird.  

Die klare Ausrichtung am Einzelnen und seinen individuellen Lebenschancen innerhalb der 

Gesellschaft (und hierin in Analogie zur Glücksforschung) ist in der Ordnungsökonomik ver-

knüpft mit einem tragfähigen normativen Argument, das auf die Teilhabe an gesellschaftli-

chen Prozessen zielt. Auf diese Weise erhält das Bündel möglicher Glücksfaktoren einen kla-

ren Bezugspunkt, der sich in vitalpolitischer Hinsicht konkretisieren lässt: Lebensglück um-

fasst die Möglichkeit sowie die Fähigkeit, ein gelingendes Leben zu führen. Hieraus leitet 

sich eine spezifische gesellschaftspolitische Aufgabe ab. Es geht weniger um die Bestimmung 

einzelner Zusammenhänge zwischen Glücksniveau und gesellschaftlichen wie individuellen 

Faktoren, sondern um die Notwendigkeit, gesellschaftliche und insbesondere wirtschaftliche 

Prozesse so zu gestalten, dass jeder und jede Einzelne die Möglichkeit hat, einen Lebensweg 

in eigener Verantwortung zu beschreiten. Hierfür sind die Chancen im Bildungssektor von 

zentraler Bedeutung, die wir mit Blick auf eine moderne Soziale Marktwirtschaft im Folgen-

den ausführlich analysieren und diskutieren wollen. 
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4.  Bildungsgerechtigkeit in der Sozialen Marktwirtschaft 

4.1 Struktur und Strukturdaten des deutschen Bildungswesens 

Das Bildungswesen in Deutschland ist gemäß Kultusministerkonferenz strukturell in fünf 

Bereiche untergliedert: (1) den Elementarbereich, (2) den Primarbereich, (3) den Sekundarbe-

reich, (4) den tertiären Bereich sowie (5) den Bereich der Weiterbildung.12 

Elementarbereich: Der Elementarbereich umfasst sämtliche Einrichtungen für Kinder bis zum 

Schuleintritt, d.h. Kinderkrippen und Kindergärten. Für schulpflichtige, aber nicht schulfähige 

Kinder stehen ergänzende Einrichtungen (z.B. Schulkindergärten, Vorklassen) zur Verfügung, 

deren Zuordnung zum Elementar- und Primarbereich auf Länderebene jedoch unterschiedlich 

geregelt ist (Kultusministerkonferenz 2010: Kapitel 3).  

Primarbereich: In der Regel sind Kinder in Deutschland mit Vollendung des sechsten Le-

bensjahres schulpflichtig und besuchen eine Grundschule, welche die Jahrgangsstufen 1 bis 4, 

in Berlin und Brandenburg 1 bis 6 umfasst (Kultusministerkonferenz 2010: Kapitel 4). Schü-

ler und Schülerinnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf werden entsprechend der Be-

hinderungsart unterschiedlichen Typen von Förderschulen zugeordnet (Kultusministerkonfe-

renz 2010: Kapitel 10). 

Sekundarbereich I und II: Der Übergang von der Grundschule in eine weiterführende Schulart 

ist ebenfalls auf Länderebeneunterschiedlich geregelt.13 Der Sekundarbereich (Jahrgangsstufe 

5 bis 12/13) zeichnet sich dadurch aus, dass im Anschluss an die gemeinsame Grundschule 

die weiteren Bildungswege auf unterschiedliche Schularten ausdifferenziert werden, d.h. auf 

(1) Hauptschule, (2) Realschule, (3) Gymnasium und (4) Gesamtschule, welche durch weitere 

spezifische Schularten ergänzt werden (Kultusministerkonferenz 2010: 35). 

Nach Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht (in der Regel mit Vollendung des 15. Lebens-

jahres) findet entsprechend den Abschlüssen und Berechtigungen der freiwillige Übergang in 

den Sekundarbereich II statt. Das Angebot umfasst allgemeinbildende und berufliche Voll-

zeitschulen sowie die Berufsausbildung im dualen System.14 Zum allgemeinbildenden und 

                                                 
12 Für eine ausführliche Darstellung der einzelnen Bereiche siehe Kultusministerkonferenz (2010: 34-41 so-

wie 76-205). Für einen graphischen Überblick der Grundstruktur des Bildungswesens siehe Kultusminis-
terkonferenz (2009). Für eine Einteilung gemäß dem international gültigen ISCED-Standard (International 
Standard Classification of Education) siehe: http://www.uis.unesco.org/Education/Pages/international-
standard-classification-of-education.aspx. 

13 Für einen Überblick über die länderspezifischen Regelungen zum Übergang von der Grundschule in den 
Sekundarbereich siehe die Homepage der Kultusministerkonferenz (www.kmk.org). 

14 Die Übertragung des dualen Prinzips in den Hochschulbereich in Form von dualen Ausbildungsgängen 
belegt zudem die tiefe Verankerung der Unternehmen in der deutschen Ausbildungspraxis (Busemeyer 
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beruflichen Schulwesen zählen z.B. (1) das Gymnasium bzw. die gymnasiale Oberstufe, (2) 

die Berufsschule, (3) die Berufsfachschule, (4) die Fachoberschule sowie in einzelnen Län-

dern (5) das berufliche Gymnasium/Fachgymnasium, (6) die Berufsoberschule oder (7) die 

Berufskollegs (Kultusministerkonferenz 2010: Kapitel 5). 

Tertiärbereich: Der tertiäre Bereich umfasst die Hochschulen sowie sonstige Einrichtungen, 

die berufsqualifizierende Studiengänge anbieten. Zugangsvoraussetzung ist eine Hochschul-

zugangsberechtigung. Somit stehen neben (1) Universitäten (2) technische, pädagogische und 

theologische Hochschulen, (3) Kunst- und Musikhochschulen sowie (4) Fachhochschu-

len/Hochschulen für angewandte Wissenschaften und in einigen Ländern (5) Berufsakade-

mien zur Verfügung (Kultusministerkonferenz 2010: Kapitel 6). 

Weiterbildung: Vor dem Hintergrund des lebenslangen Lernens gewinnt zudem die Weiter-

bildung zunehmend an Bedeutung und wird inzwischen als eigenständiger Bereich im Bil-

dungswesen definiert. Den vielfältigen Anforderungen an Weiterbildung wird mit einer diffe-

renzierten Weiterbildungsstruktur begegnet, Träger der Weiterbildung sind u.a. kommunale 

Einrichtungen, insbesondere Volkshochschulen, private Träger, Einrichtungen der Kirchen, 

der Gewerkschaften, der Kammern, der Parteien und Verbände, der Betriebe und der öffentli-

chen Verwaltungen, Elternschulen und Familienbildungsstätten, Akademien, Fachschulen und 

Hochschulen sowie Fernlehrinstitute (Kultusministerkonferenz 2010: Kapitel 7). 

Zur besseren Einschätzung und zum besseren Verständnis der Überlegungen sind in Tabelle 1 

zunächst die bundesweiten Strukturdaten zur Bevölkerungs- und Bildungsstatistik bis zum 

Jahr 2009 aufgeführt. Dabei stehen den ca. 38.600.000 Erwerbstätigen etwa 3.350.000 Ar-

beitslose gegenüber. Das entspricht einer Erwerbstätigenquote von etwa 47,2 Prozent und 

einer Arbeitslosenquote von etwa 8,4 Prozent. Der Arbeitsmarkt steht im Jahr 2011 mit einer 

voraussichtlichen Arbeitslosenquote von 7,1 Prozent mittlerweile sogar noch besser da. Ein 

Blick auf die Bildungstitel von Arbeitslosen belegt die zentrale Funktion von (höherer) Bil-

dung bei der Besetzung von Berufspositionen. So hatten im Jahr 2009 21,9 Prozent der Ar-

beitslosen keine abgeschlossene Berufsausbildung, während 6,6 Prozent der Arbeitslosen eine 

betriebliche/schulische Ausbildung absolviert hatten, 2,8 Prozent einen Fachhochschulab-

schluss und 2,3 Prozent einen Universitätsabschluss erworben hatten. 

                                                                                                                                                         
2009: 12). In der Stärkung dualer Ausbildungsgänge kann durchaus ein Beitrag zur Verbesserung der 
Chancengerechtigkeit im Bildungssystem gesehen werden. Hierauf werden wir später noch zurückkommen. 
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Tabelle 1: Strukturdaten für Deutschland (2005-2009) 

 2005 2006 2007 2008 2009 

in Tsd. 82.465 82.369 82.257 82.002 81.842 
Bevölkerung 

w 51,1% 51,1% 51,0% 51,0% 51,0% 

in Tsd. 36.566 37.343 38.163 38.734 38.662 Erwerbstätige 
insgesamt w 44,9% 45,2% 45,3% 43,5% 45,8% 

in Tsd. 4.646 4.238 3.544 3.081 3.347 Arbeitslose 
insgesamt q 11,8% 10,6% 8,9% 7,7% 8,4% 

Davon 

in Tsd. 1.872 1.804 1.534 1.337 1.453 ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung q 26,0% 24,0% 22,1% 20,1% 21,9% 

in Tsd. 2.517 2.209 1.817 1.569 1.714 mit betrieblicher/ 
schulischer 
Ausbildung q 9,7% 8,5% 7,0% 6,0% 6,6% 

in Tsd. 88 76 62 56 75 mit Fachhochschul-
abschluss q 3,8% 3,3% 2,6% 2,1% 2,8% 

in Tsd. 169 148 131 119 105 mit Universitäts-
abschluss q 4,3% 3,6% 3,1% 2,7% 2,3% 

in Tsd. 12.276 12.138 11.987 11.830 11.675 
Schüler/-innen 

w 48,2% 48,2% 48,2% 48,2% 48,2% 

in Tsd. 1.553 1.571 1.594 1.613 1.572 
Auszubildende 

w 39,7% 39,5% 39,2% 39,6% 39,9% 

in Tsd. 1.986 1.979 1.941 2.025 2.121 
Studierende 

w 47,8% 47,8% 47,7% 47,8% 47,8% 

Bruttoinlandsprodukt  
(in Mrd. Euro) 2.242 2.327 2.432 2.481 2.397 

Quelle: BMBF (2011: 3). 

Bildung wird zu einem erheblichen Teil aus den öffentlichen Haushalten finanziert, wobei die 

Bildungsausgaben (Grundmittel) von Bund, Ländern und Kommunen in der Abgrenzung der 

Finanzstatistik der öffentlichen Haushalte ausgewiesen werden. Das Gesamtbudget für Bil-

dung, Forschung und Entwicklung in Deutschland im Jahr 2008 betrug 215,3 Milliarden Eu-

ro, wobei 155 Milliarden Euro (6,2 Prozent Anteil am BIP) auf den Bildungsbereich entfallen, 

66,5 Milliarden Euro (2,7 Prozent Anteil am BIP) für Forschung und Entwicklung und 4,9 

Milliarden Euro (0,2 Prozent Anteil am BIP) für sonstige Bildungs- und Wissenschaftsinfra-
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strukturen aufgewendet wurden. Somit lag der Gesamtanteil der Bildungsausgaben am BIP 

bei 8,6 Prozent im Jahr 2008 (BMBF 2011: 6).15 

Betrachtet man die Entwicklung der Bildungsausgaben in den vergangenen fünfzehn Jahren, 

so ist die Tendenz eindeutig: Von 1995 bis 2010 stiegen die öffentlichen Bildungsausgaben 

um ca. 35 Prozent von 75,9 Milliarden Euro im Jahr 1995 auf geplante 102,8 Milliarden Euro 

im Jahr 2010 (BMBF 2011: 30). 

Vor dem Hintergrund der Fragmentierung des deutschen Bildungswesens weisen auch die 

verschiedenen Schultypen sehr unterschiedliche Finanzbedarfe auf. So werden Förderschulen 

mit durchschnittlich 13.100 Euro pro Schüler und Schülerin gefördert, während die duale Bil-

dung nur 2.200 Euro pro Schüler und Schülerin erhält. Dazwischen liegen Schulen mit mehre-

ren Bildungsgängen (6.200 Euro/Schüler), Hauptschulen (6.000 Euro/Schüler), Gymnasien 

(5.600 Euro/Schüler), Realschulen (4.600 Euro/Schüler) und Grundschulen (4.200 Eu-

ro/Schülerin). Im Durchschnitt aller Schularten werden pro Schüler in Deutschland etwa 

5.000 Euro aufgewendet (BMBF 2011: 31). 

 

4.2 Das deutsche Bildungssystem im Wandel 

Die Veränderungen im Bildungswesen seit den 1970er Jahren belegen die fundamentalen 

Modernisierungsprozesse, welchen die Soziale Marktwirtschaft in Deutschland ausgesetzt 

war und ist. Nach dem Zweiten Weltkrieg begannen die westlichen Industrienationen in un-

terschiedlichem Ausmaß damit, ihre Gymnasien für breite Schichten der Bevölkerung zu öff-

nen und die einstigen Eliteuniversitäten transformierten sich zu Massenhochschulen (z.B. 

Müller/Steinmann/Schneider 1997). Einher ging diese Entwicklung mit einer massiven Ver-

änderung des deutschen dualen Ausbildungssystems (Sackmann 2010: 283; Busemeyer 

2009).16 Die Zahl der unqualifizierten Beschäftigten reduzierte sich von 30,5 Prozent im Jahr 

1980 auf 17,4 Prozent im Jahr 2001. Gleichzeitig stieg der Anteil der Jugendlichen, die sich 

anstelle eines direkten Berufseinstiegs nach der allgemeinbildenden Schule für eine duale 

Ausbildung entschieden, massiv an (Busemeyer 2009: 24ff.).  

Die expansive Zunahme der Bildungsbeteiligung an weiterführenden Schulen lässt sich am 

Schulbesuch von Schülerinnen und Schülern in der 8. Jahrgangsstufe ablesen. Abbildung 1 

                                                 
15 Zum Vergleich: Das Budget für Bildung, Forschung und Wissenschaft lag 1995 bei 162,5 Milliarden Euro 

(8,8 Prozent Anteil am BIP) und 2006 bei 198,5 Milliarden Euro (8,5 Prozent Anteil am BIP).  
16 Für eine umfassende Diskussion der Berufsbildungsgesetze von 1969 und 2005 vgl. Greinert (1999), The-

len (2004) sowie Baethge/Solga/Wieck (2007). 
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zeigt die Entwicklung der Bildungsbeteiligungsquoten von Schülerinnen und Schülern nach 

Schulart zwischen 1952 und 2005. Die Daten belegen, dass zu Beginn der 1950er Jahre noch 

knapp drei Viertel eines Jahrganges die Volksschule besuchten, während lediglich ein Sechs-

tel am Gymnasium ausgebildet wurde. In den vergangenen 50 Jahren reduzierte sich der An-

teil der Hauptschüler auf ein Viertel aller Achtklässler (78 Prozent auf 24 Prozent), der Anteil 

der Realschule verdreifachte sich (7 Prozent auf 27 Prozent) und das Gymnasium weist heute 

prozentual doppelt so viele Schüler auf (15 Prozent auf 33 Prozent). Parallel entstanden im 

vergangenen halben Jahrhundert neue Schulformen wie die (Integrierten) Gesamtschulen und 

Freien Waldorfschulen (heute 10 Prozent).17 

Abbildung 1:  Schülerinnen und Schüler im 8. Schuljahr nach Schulart in Deutschland  

(in Prozent) 

 

Quelle: BMBF (2008b: 25). 

Aufgrund dieser so genannten „Niveaueffekte“ (Allmendinger/Aisenbrey 2002: 22) erwerben 

zunehmend mehr junge Menschen die Allgemeine Hochschulreife und bekommen die Mög-

lichkeit, ein Studium aufzunehmen. Waren im Jahr 1970 lediglich 11 Prozent der 18- bis 20-

jährigen studienberechtigt, so stieg dieser Anteil auf inzwischen 46 Prozent im Jahr 2009 

(BMBF 2011: 40). Die Expansion des deutschen Bildungswesens setzt sich also im Universi-

tätsbereich fort. So stieg die absolute Zahl von Studenten und Studentinnen zwischen 1950 

und 2010 – unabhängig von den Schülerzahlen – kontinuierlich von knapp 125.000 auf circa 

2,1 Millionen Studierende. Ausschlaggebend für diese Steigerung war weniger die Bevölke-

                                                 
17 Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass in Deutschland die Schulform, welche in der 8. Klasse besucht 

wird, maßgeblich die Übergangswahrscheinlichkeit in die zweite Sekundarstufe beeinflusst. So gelangen 
heute etwa ein Drittel aller Jugendlichen eines Jahrgangs in die gymnasiale Oberstufe (Schwarz/Rehburg 
2002: 33). Diese Entwicklung hat maßgeblich zu einer allgemeinen Steigerung des Bildungsniveaus von 
Schülerinnen und Schülern in Deutschland beigetragen.  
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rungsentwicklung als vielmehr die Expansion der Bildungssysteme und die gestiegene Bil-

dungsbeteiligung (Kultusministerkonferenz 2002: 32 und Statistisches Bundesamt 2010: 13). 

Einher ging diese Entwicklung mit einem Wandel der Übergänge in das duale Berufsbil-

dungssystem. So nahmen die Übergangsquoten aus der allgemeinbildenden Schule in die dua-

le Berufsausbildung zwischen 1992 und 2005 – unter Berücksichtigung leichter Schwankun-

gen – signifikant ab, seit 2005 traten jedoch wieder mehr Jugendliche in die duale Ausbildung 

ein. Gleichzeitig sanken seit 2005 die Übergangsquoten in das „Übergangssystem“, das keine 

voll qualifizierende Berufsausbildung vermittelt, sowie der Anteil der arbeitslosen Jugendli-

chen (BMBF 2011: 42 f.). 

Empirische Erhebungen belegen, dass Jugendliche erstens häufiger nicht mehr nur eine, son-

dern gleich mehrere berufsqualifizierende Ausbildungsgänge absolvieren und zweitens, dass 

Jugendliche sich zunehmend mehr für Formen der gekoppelten Ausbildung und Bildung ent-

scheiden als für Formen der betrieblichen Ausbildung (Busemeyer 2009: 20-23; Rein-

berg/Hummels 2006: 38 f.). Vor dem Hintergrund, dass Jugendliche vor dem Berufseinstieg 

zunehmend mehrere Ausbildungsverläufe absolvieren, stieg die Zahl der Schulabgänger zwi-

schen 1975 und 2000, die sich für eine schulische Ausbildungsvorbereitung oder berufsvorbe-

reitende Maßnahme entschieden, um circa 75 Prozent an, die Zahl der Schulabgänger, die sich 

für eine allgemein schulische Weiterbildung, wie Fachgymnasien, Fachoberschulen, Fach-

schulen, Fachhochschulen, Universitäten entschieden, stieg um circa 60 Prozent an, wohinge-

gen die Zunahme der betrieblichen Ausbildung lediglich 35 Prozent betrug (Busemeyer 2009: 

22; Reinberg/Hummels 2006: 39). 

Betrachtet man die jüngere Entwicklung seit Anfang der 1990er Jahre (siehe Abbildung 1), so 

wird deutlich, dass die demographisch bedingte Nachfragesteigerung nicht durch das duale 

Ausbildungssystem kompensiert wird, sondern vornehmlich durch das Hochschulsystem auf-

gefangen wird. So ist die Zahl der Studienanfänger seit 1992 um fast 20 Prozent angestiegen, 

während die Zahl der Ausbildungsanfänger im Jahr 2009 (566.000) geringer ist als 1992 

(595.000).18 Vergleicht man die absoluten Zahlen, so ist die duale Ausbildung quantitativ 

jedoch weiterhin bedeutsamer als das Studium (Busemeyer 2009: 28 f. sowie BMBF 2008a: 

106, Übersicht 20 und 2010: 11, Übersicht 1). 

                                                 
18 Wobei die Zahlen der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge in den Jahren 1998 bis 2001 sowie 2007 

bis 2008 leicht über 600.000 lagen; vgl. BMBF (2010, S. 11, Übersicht 1).  
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Abbildung 2: Verbleib der bei der Bundesanstalt für Arbeit registrierten  

Ausbildungsplatzbewerber 

 

Quelle: Busemeyer (2009: 31). 

Angesichts dieser Befunde stellt sich mit Blick auf die Soziale Marktwirtschaft die Frage, ob 

die Ausweitung der Bildungssysteme als Folge eines inflationären Bildungswettbewerbs an-

zusehen ist, in dem ein höherer Bildungstitel angestrebt werden muss, um auf dem Arbeits-

markt keine nachhaltigen Wettbewerbsnachteile zu haben, oder ob der Anstieg des formellen 

Bildungsniveaus die Folge einer zunehmenden Differenzierung und Modernisierung der deut-

schen Wirtschafts- und Sozialordnung ist und entsprechende Effizienzgewinne auch im inter-

nationalen Standortwettbewerb widerspiegelt.  

So wird in der Literatur häufig die These vertreten, dass Länder mit breit angelegten Bil-

dungs- und Ausbildungssystemen und einem hohen durchschnittlichen Bildungsstand der 

Bevölkerung international erfolgreicher sind. Eine solche Sichtweise basiert auf der Vorstel-

lung von Bildung als beliebig vermehrbarer Produktionsressource, d.h. Wissen und Qualifika-

tion werden als gesamtgesellschaftliches Humankapital verstanden. Nur durch Investitionen 

in den Ausbau der höheren Bildung könne das wirtschaftliche Wachstum gesichert werden 

(Allmendinger/Aisenbrey 2002: 43). 

So warnte insbesondere Georg Picht (1964) vor einer möglichen „deutschen Bildungskata-

strophe“. Bildungsnotstand sei wirtschaftlicher Notstand, urteilte er und vertrat die These, 
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dass Deutschland aufgrund mangelnder Bildung in der internationalen Konkurrenz zurückfal-

len könnte. Ein Argument, dass auch heute noch – insbesondere in Bezug auf mögliche Aus-

wirkungen der Globalisierung – den bildungspolitischen Diskurs bestimmt.19 

Ganz in diesem Sinne fassen die klassischen ökonomischen Erklärungsansätze für die 

Verbreitung der Schul- und Hochschulbildung Bildung entweder als Konsum- oder als Inves-

titionsentscheidung auf. Die Konsumthese begreift Bildung somit nicht mehr als Produktions-

faktor, sondern Bildung gehört selbst zu den Konsumgütern, die der individuellen Bedürfnis-

befriedigung dienen. Zum günstigen Zustand einer Gesellschaft gehört ein ausgeglichenes 

Verhältnis zwischen materiellem Reichtum und kultureller Entwicklung. Ein steigendes Real-

einkommen führt (nach Sättigung der materiellen Lebensnotwendigkeiten) neben anderen 

Verschiebungen im Konsumverhalten zu einer zunehmenden Nachfrage nach Bildung und 

mündet in eine Bildungsexpansion (OECD 1966: 27). 

Auf gleicher analytischer Ebene, doch mit dezidiert anderer Stoßrichtung, argumentiert die 

Humankapitaltheorie. Bedingt durch die Tatsache, dass Lohnarbeit die Existenzgrundlage für 

einen Großteil der Bevölkerung ist, rückt Bildung in eine funktionale Beziehung zur Herstel-

lung und produktiven Nutzung von Arbeitskraft. Bildung wird nicht um ihrer selbst willen 

nachgefragt, sondern als eine Investition verstanden, die mit Erträgen verbunden ist. Die Er-

träge ergeben sich in Form höherer Arbeitsproduktivität und (daraus resultierend) höherer 

Löhne. Aufgrund veränderter technologischer Rahmenbedingungen in wirtschaftlichen Pro-

duktionsprozessen nehmen die Bedeutung von „Arbeitseinsatzflexibilisierung“ und der Auf-

bau von höher und breiter qualifizierten „Belegschaftssegmenten“ kontinuierlich zu (siehe 

bereits Schultz 1961 und Becker 1964 sowie in jüngerer Zeit Hanushek/Wößmann 2008). 

Aus makrotheoretischer Perspektive generieren Investitionen in Humankapital positives Wirt-

schaftswachstum, weil sie die technologische Überlegenheit einer Gesellschaft sichern (Ha-

nushek/Wößmann 2008). Investitionen in Bildung erscheinen als entscheidender Beitrag zur 

Verbesserung der Wettbewerbsposition eines Landes in der ökonomischen Konkurrenz zwi-

schen Nationen. Die Expansion und zunehmende Differenzierung des Bildungssystems sind, 

bedingt durch technologischen Wandel im Produktionssystem, unausweichliche Folgen einer 

gestiegenen Nachfrage nach hoch qualifizierten Experten (Clark 1962). Dabei kommt es ins-

besondere auf die Bildungsqualität an (Hanushek/Wößmann 2008). 

                                                 
19 Zur Aktualität solcher bildungsökonomischen Argumente, wonach die internationale Wettbewerbsfähigkeit 

durch zunehmenden Fachkräftemangel und Bildungsarmut bedingt durch die hohe Selektivität gefährdet ist, 
vgl. exemplarisch das Gutachten des Instituts der deutschen Wirtschaft „Bildungsarmut und Humankapital-
schwäche in Deutschland“ (Anger et al. 2006 sowie Schimpl-Neimanns 2000 und Solga/Wagner 2008). 
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Gleichzeitig wurde die Reduktion und Beseitigung regionaler, geschlechtsspezifischer und 

sozialer Ungleichheiten in der Beteiligung an (höherer) Bildung zu einem der wichtigsten 

Ziele der Reform des Bildungswesens seit den 1960er Jahren. Die Forderung nach Ausschöp-

fung von Begabungsreserven war die ökonomische Argumentation, während die Proklamati-

on des Rechts auf Bildung (Dahrendorf 1965) die gesellschaftspolitische Variante der Recht-

fertigung einer expansiven Strategie darstellte. Während die regionalen und geschlechtsspezi-

fischen Unterschiede heute entscheidend reduziert werden konnten, so bestehen weiterhin 

signifikante Barrieren beim Zugang zu höherer Bildung für bildungsferne Schichten (Mül-

ler/Steinmann/Schneider 1997: 212ff.). 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die angeführten funktionalistischen Erklärungsversu-

che der Bildungsentwicklung ihre Aufmerksamkeit auf unterschiedliche Aspekte richten. Der 

allgemein angenommene Trend zur postindustriellen Gesellschaft (Bell 1979), zur hoch quali-

fizierten Gesellschaft (Teichler 1991) oder zur Wissensgesellschaft (Stehr 1994) resultiert in 

einer zunehmenden Bedeutung von wissenschaftsbezogenem Expertenwissen für die gesell-

schaftliche Entwicklung. Trotz klarer empirischer Evidenz hinsichtlich der Exklusivität von 

Bildungstiteln spielt die Frage nach dem Zusammenhang zwischen Bildung und sozialer Her-

kunft in der öffentlichen und politischen Debatte über die Ausgestaltung der Sozialen Markt-

wirtschaft eine untergeordnete Rolle. In der Bildungsforschung hingegen gehört die Frage 

nach dem Zusammenhang von Bildung und sozialer Ungleichheit zum Kernbestand des For-

schungsprogramms. Mit Blick auf ein Verständnis von Sozialer Marktwirtschaft in vitalpoliti-

scher Perspektive liegt aber genau hierin der entscheidende Schlüssel: Zentral ist die Ermögli-

chung von individuellen Bildungschancen, unabhängig bzw. jenseits von gesellschaftlichen 

Strukturen und sozialer Herkunft. Entsprechend werden im Folgenden zwei zentrale Charak-

teristika des deutschen Bildungssystems thematisiert: zum einen die Illusion der Chancen-

gleichheit im deutschen Bildungswesen, zum anderen die Stellung des deutschen Bildungs-

wesens im internationalen Vergleich mit besonderer Berücksichtigung des dualen Berufsbil-

dungssystems.  

 

4.3  Die Illusion der Chancengleichheit  

Anschließend an die vorherigen Überlegungen stellt sich – mit Blick auf die Konzeption der 

Sozialen Marktwirtschaft – zunächst die Frage nach dem Zusammenhang zwischen Bildung 

und Chancengleichheit. Höhere Bildung ist in modernen Gesellschaften das konstitutive Ele-
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ment für den Zugang zu privilegierten Berufspositionen und damit das Fundament nicht nur 

für die Akkumulation von Einkommen, Einfluss, Prestige und Ansehen, sondern auch für ein 

selbst bestimmtes und gelingendes Leben. Ein Hauptschulabschluss beispielsweise kann laut 

dem Deutschen Studentenwerk heute „kaum noch als Zugangsvoraussetzung für attraktive, 

zukunftsträchtige Berufe gelten.“ (BMBF 2004: 98).20 

Ergänzend ist festzuhalten, dass – wie oben gezeigt – Arbeitslosigkeit unter Erwerbspersonen 

mit weniger qualifizierten Bildungs- oder Berufsabschlüssen überdurchschnittlich häufig an-

zutreffen ist (Allmendinger et al. 2005: 236ff.). Dies gilt gleichermaßen für die Dauer wie für 

die Häufigkeit von Arbeitslosigkeitsperioden. Ein Befund, der vor dem Hintergrund der Tat-

sache, dass eine umfassende Inklusion in die Gesellschaft vor allem auf einer Einbeziehung in 

den Arbeitsmarkt beruht, besonders problematisch ist. Umgekehrt gilt, dass das Risiko, dau-

erhaft in Armut abzurutschen, deutlich geringer ausgeprägt ist als unter Arbeiterfamilien mit 

geringen Bildungsabschlüssen (Groh-Samberg 2004, 2009; vgl. Kraemer 2010: 202). 

In einer demokratischen Gesellschaft wäre ein solcher Prozess aber nur (falls überhaupt) legi-

timierbar, wenn gleiche Chancen bei der Verfolgung der gewünschten hohen Bildungs- und 

Lebensziele gewährleistet wären. Zur Bewertung der Sozialen Marktwirtschaft muss daher die 

Persistenz sozialer Ungleichheit im Lebensverlauf in den Blick genommen werden, welche 

heute im Wesentlichen auf faktisch ungleich verteilten Bildungschancen aufgrund von primä-

ren (Leistungsfähigkeit, Leistungsbereitschaft) und sekundären Herkunftseffekten (Bildungs-

entscheidungen) beruhen (siehe hierzu exemplarisch Kohli 1990; Mayer 1990; Mayer/Bloss-

feld 1990 und Hradil 2001).21 

Zudem belegen empirische Untersuchungen zu den Auf- und Abstiegschancen in Deutsch-

land, dass die deutsche Gesellschaft auch weiterhin wenig durchlässig ist (z.B. Pollak 2010). 

So schafft es z.B. weniger als ein Prozent der Bevölkerung aus einem Elternhaus, in dem der 

Vater ungelernter Arbeiter ist, eine leitende Angestelltenposition zu erlangen. Dagegen wer-

den ca. zwei Drittel der Kinder aus einer leitenden Angestelltenfamilie selbst zu leitenden 

oder hoch qualifizierten Angestellten. Ursache ist, dass Fleiß und Eigeninitiative allein nur 

selten für einen sozialen Aufstieg ausreichen, sondern vielmehr das Elternhaus und die da-

durch häufig vorgegebenen Lebensbahnen eine zentrale Rolle bezüglich der Aufstiegschancen 

und Abstiegsrisiken spielt. Dies liegt insbesondere an den Besonderheiten des deutschen Bil-

                                                 
20 Eine entsprechende Titelinflation unterstellen auch Bourdieu/Passeron (1971).  
21 Vgl. zudem grundlegend Boudon (1974); Shavit (2007); Becker/Lauterbach (2008) oder auch Bloss-

feld/Shavit (1993); Shavit/Blossfeld (1993). 
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dungssystems mit dem frühen Selektionsprinzip sowie an dem stark ausgeprägten Berufsprin-

zip, das im späteren Arbeitsleben wenig Möglichkeiten für einen sozialen Aufstieg durch be-

rufliche Neuausrichtung bietet.22 

Entsprechend bleibt die Ungleichheit der Bildungsbeteiligung verschiedener sozialer Schich-

ten in Deutschland zum einen ein kontrovers diskutiertes Thema und zum anderen liegt hierin 

auch die zentrale Herausforderung für eine Vitalpolitik, die die Ermöglichung von Lebens-

chancen zum Ziel hat.23 Soziologische Untersuchungen, die seit Anfang der 1990er Jahre die 

Entwicklung des Bildungssektors analysieren, kommen mehrheitlich zu der Erkenntnis, dass 

„ungeachtet der extensiven Erweiterung des Bildungssystems und zunehmender Bildungsbe-

teiligung auch unterer sozialer Schichten, die Disparitäten in den herkunftsbezogenen Bil-

dungschancen unverändert fortbestehen.“ (BMBF 2004: 92).24 

Vor einer Überschätzung der häufig antizipierten gesellschaftsverändernden Wirkung der so-

zialen Öffnung weiterführender Schulen und Hochschulen wurde allerdings bereits Anfang 

der siebziger Jahre gewarnt. So stellt zum Beispiel Jencks fest, dass der egalitäre Trend in der 

Bildungsbeteiligung die Einkommens- und Statusverteilung über Jahrzehnte hinweg nicht 

nennenswert angeglichen hat (Jencks 1973). Bourdieu und Passeron (1971) thematisierten in 

ihren Analysen des französischen Hochschulsystems die Bedeutung des Bildungssystems für 

die Reproduktion der Klassenstruktur und die Legitimation sozialer Ungleichheit, und schätz-

ten die Möglichkeiten gesellschaftlicher Erneuerungen durch Veränderungen im Bildungssys-

tem eher skeptisch ein. Zudem konnten bereits Müller und Mayer (1976) zeigen, dass ein be-

sonders starker Zusammenhang zwischen dem Schulerfolg und der familiären Herkunft be-

steht, weshalb dem Bildungssystem per se nur eine geringe egalisierende Wirkung zuge-

schrieben werden kann. 

Diese Erkenntnisse besitzen heute noch ihre Gültigkeit. So hat das Deutsche Studentenwerk in 

seinen Sozialerhebungen wiederholt auf den engen Zusammenhang zwischen dem Bildungs-

niveau der Eltern bzw. deren beruflichen Status und dem Besuch weiterführender Schulen 

hingewiesen (vgl. exemplarisch BMBF 2004: Kapitel 3). Wie zum Beispiel die jüngste Schü-
                                                 
22 Für weitere empirische Befunde zur Reproduktion sozialer Ungleichheit in anderen marktwirtschaftlichen 

Systemen vgl. exemplarisch Bourdieu/Passeron (1971); Bourdieu (1982); Johnson (1996); Neckerman 
(2004).  

23 Ende der 1990er Jahre rückte die Frage nach der Leistungsfähigkeit und sozialen Ungleichheit des deut-
schen Bildungssystems abrupt wieder in den Vordergrund der öffentlichen Diskussion. Ursache war das 
schlechte Abschneiden deutscher Schülerinnen und Schüler bei der PISA-Studie (Baumert et al. 2001) und 
der internationalen Lese-Kompetenz-Studie IGLU (Bos et al. 2004).  

24 Siehe auch Köhler (1992); Blossfeld (1993); Müller/Haun (1994); Henz/Maas (1995); Schimpl-Neimanns 
(2000); Allmendinger (2003); zum Überblick Krais (1994); Allmendinger/Aisenbrey (2002) sowie die 
Sammelbände von Georg (2006); Becker/Lauterbach (2008) und Krüger et al. (2010). 
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lerstudie IGLU aufgezeigt hat, entspricht etwa jede zweite Schullaufbahnempfehlung nicht 

dem tatsächlichen Leistungsvermögen der Beurteilten. Die Ursache hierfür liegt unter ande-

rem in der Problematik begründet, dass der soziale Hintergrund von Lehrerinnen und Lehrern 

– bewusst oder unbewusst – mitgedacht wird und in die Bewertung eingeht. Tendenziell wer-

den dabei Kinder „besserer“ Herkunft bevorzugt. Trotz übereinstimmender Resultate im Leis-

tungstest haben Kinder aus oberen Schichten eine zweieinhalbmal so hohe Chance eine gym-

nasiale Empfehlung zu bekommen wie Kinder aus unteren Schichten (Bos et al. 2004: 27-29). 

Auch vor diesem Hintergrund ist die Forderung Rüstows, jedem die Chance zu geben, seines 

Glückes Schmied zu sein, eine bleibende Forderung einer wohl verstandenen Sozialen 

Marktwirtschaft. Hierfür gibt es weitere strukturelle Gründe. 

Betrachtet man den Bildungsprozess als eine Sequenz von Bildungsübergängen, so gehen die 

größten Selektionswirkungen von den ersten beiden „Bildungsschwellen“ aus (Mare 1980; 

BMBF 2010: 76). Die zu frühen Lebenszeitpunkten getroffenen Entscheidungen sind nur 

schwer zu korrigieren, weil die rechtlich mögliche Durchlässigkeit zwischen Schultypen in 

der Realität kaum gegeben ist. Korrekturen einmal getroffener Bildungsentscheidungen sind 

häufig nur auf Umwegen realisierbar und mit erheblichen Zeitverlusten verbunden. Empiri-

sche Untersuchungen zeigen, dass sich diese soziale Selektivität auch noch beim Übergang 

von der gymnasialen Oberstufe auf die Universität manifestiert. So zeigt sich, dass von 100 

Nicht-Akademikerkindern lediglich 45 Kinder die Schwelle in die gymnasiale Oberstufe ü-

berschreiten und nur 24 Kinder an eine Universität gelangen (Abbildung 3). Im Vergleich 

dazu gelingt 81 Akademikerkindern die Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe und 71 der 

Schritt an die Universität. Es bleibt festzuhalten, dass sich trotz der Bildungsexpansion die 

relativen Chancen von Nicht-Akademikerkindern, ein Studium aufzunehmen, im Zeitverlauf 

nicht wesentlich verbessert haben. Weiterhin determiniert die soziale Herkunft die Bildungs-

chancen. Schließlich zeigt sich die soziale Selektivität auch beim Zugang zum höchsten deut-

schen Bildungstitel der Promotion (Lenger 2008; 2009).25 

                                                 
25 Zum Reproduktionsmechanismus im speziellen Schneickert/Lenger (2010). 
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Abbildung 3: Der Bildungstrichter 2007: Eine schematische Darstellung sozialer Selektion 

 

Quelle: BMBF (2010: 106). 

 

4.4  Das deutsche Bildungssystem im internationalen Vergleich 

Dieser Herausforderung muss sich die Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft stellen, will 

sie ein zustimmungsfähiges und inklusives Gesellschaftskonzept darstellen und praktische 

Relevanz entfalten. Gleichzeitig gilt es festzuhalten und zu betonen, dass das deutsche Bil-

dungssystem international erhebliche Erfolge aufweisen kann. Denn unabhängig von den ge-

nannten Verteilungsproblemen in der Bildungsproduktion gilt das deutsche Bildungssystem 

im internationalen Vergleich als verhältnismäßig effizient, was vor allem auf das duale  

Berufsausbildungssystem, d.h. die parallele Ausbildung in Betrieb und Berufsschule, zurück-

zuführen ist. Trotz der öffentlichen Diskussionen um Ausbildungsplatzmangel und Lehrstel-

lenknappheit26 stellt das duale Bildungssystem mit der Kombination aus praktischem Lernen 

im Betrieb und theoretischer Grundausbildung in der Berufsschule noch immer die häufigste 

Berufsausbildung in Deutschland dar und hat international erhebliche positive Aufnahme ge-

funden (Busemeyer 2009: 12 sowie die Beiträge von Finegold/Soskice 1988, Soskice 1994, 

Culpepper 1999, Finegold 1999; 2000 und Green 2001). Vergleicht man den Bildungsstand 
                                                 
26 Für eine ausführliche Darstellung siehe Busemeyer (2009) sowie die jährlichen Berufsbildungsberichte des 

Bundesministeriums für Bildung und Forschung. 
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der erwerbsfähigen Bevölkerung im Alter von 25-64 Jahren, so zeigt sich deutlich, dass 

Deutschland eine Spitzenposition im Sekundarbereich II einnimmt, die vor allem auf das gut 

ausgebaute Berufsbildungssystem und die duale Berufsausbildung zurückzuführen ist (Abbil-

dung 4) (BMBF 2011; OECD 2011: Kapitel A). In diesem Sinne ist gerade das duale Ausbil-

dungssystem mit Blick auf Bildungs- und Chancengerechtigkeit positiv einzuschätzen. 

Abbildung 4:  Bildungsstand der Bevölkerung im Alter von 25-64 Jahren in ausgewählten 

OECD-Staaten in Prozent (2008) 

 

Quelle: BMBF (2011: 77). 

Trotzdem – oder gerade wegen des dualen Bildungssystems, das relativ niedrige Kosten ver-

ursacht und somit eine vergleichbar hohe ‚Effizienz‘ besitzt – lag Deutschland bei den öffent-

lichen Bildungsausgaben im Jahr 2005 mit 4,2 Prozent (Anteil in Prozent des BIP) im Ver-

gleich von OECD-Ländern jedoch nur auf Rang 27 von 36 Staaten (Holtmann 2010: 108).27 

Vergleicht man zudem die nachsorgenden Aspekte der Sozialausgaben (z.B. Rente, Sozialhil-

fe, Krankenhäuser etc.) mit den vorsorgenden Aspekten der Sozialausgaben (Bildungsinvesti-

tionen), wird deutlich, dass Deutschland eines der Länder ist, welches am einseitigsten ausge-

richtet ist: „Die Bundesrepublik liegt bei den nachsorgenden Sozialausgaben mit dem sechs-

ten Platz in der Spitzengruppe, rangiert aber bei den zukunftsorientierten Bildungsausgaben 

nur an 27. Stelle.“ (Holtmann 2010: 109). 

                                                 
27 Für einen quantitativen Vergleich der Bildungsausgaben in OECD-Ländern vgl. auch Busemeyer (2006: 

Kapitel 4). 
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Diese Entwicklung spiegelt sich gleichermaßen in den jährlichen Bildungsausgaben für Ein-

richtungen vom Primar- bis zum Tertiärbereich sowie bei den Ausgaben für Bildungseinrich-

tungen als Prozentsatz des BIP wider. So liegt Deutschland mit 8.270 US-Dollar nur knapp 

über dem EU19-Durchschnitt mit 8.013 US-Dollar und dem OECD-Durchschnitt mit 8.216 

US-Dollar (Spitzenreiter Vereinigte Staaten = 14.269 US-Dollar; Schlusslicht Mexiko = 2.598 

US-Dollar) (BMBF (2011: 79). Wird der Anteil der Bildungsausgaben am BIP betrachtet, so 

liegt Deutschland deutlich unterhalb des OECD-Durchschnitts, was wiederum als Beleg für 

die Effizienz des deutschen Bildungssystems angeführt werden kann (BMBF 2011: 78). 

Während die nationalen Daten tendenziell das Bild eines sozial ungleichen Bildungssystems 

nahe legen, liefert eine Analyse von Reinhold Sackmann interessante Befunde im Bezug auf 

Berufsbildungssysteme.28 Gemäß der Theorie der Produktionsregime (Maurice/Sellier/Silve-

stre 1986, Hall/Soskice 2001, Sackmann 2010) unterscheiden sich moderne Marktwirtschaf-

ten unter anderem darin, wie das Bildungssystem organisiert wird. Während in koordinierten 

Marktwirtschaften, wie in Deutschland, eher berufsbezogen ausgebildet wird, dominieren in 

liberalen Marktwirtschaften eher allgemeinbildende Konzepte. Hinzu kommen Unterschiede 

in der Arbeitgeberkooperation, welche in koordinierten Marktwirtschaften langfristiger ange-

legt ist. Die Folge – so Sackmann – ist, dass Länder mit einem umfangreichen dualen Ausbil-

dungssystem eine breit gebildete Beschäftigtenstruktur mit etwa zwei Dritteln berufsfachlich 

qualifizierter Angestellten haben. Hierdurch sind die Hierarchien in Unternehmen flacher, 

zwischen den Hierarchien eine fachliche Zusammenarbeit häufiger üblich und die Einkom-

mensdifferenzen zwischen den Hierarchieebenen geringer.29 Dies ist ein weiterer Beleg für 

die positiven Wirkungen eines dualen Ausbildungssystems. 

Abbildung 4 zeigt, dass Länder mit einem umfangreicheren dualen Ausbildungssystem eine 

gleichmäßigere Einkommensverteilung aufweisen als Länder mit einem stärker allgemeinbil-

denden Ausbildungssystem. So haben die Länder mit einem dualen Ausbildungssystem mit 

einem durchschnittlichen Gini-Wert von 0,27 einen um 0,05 niedrigeren Wert als Länder mit 

einem allgemeinbildenden Ausbildungssystem. Zudem verlangsamen funktionierende duale 

Ausbildungssysteme die Bildungsexpansion in den tertiären Bereich, d.h. dass 8 Prozent we-

niger Erwachsene in dualen Ausbildungsländern über einen tertiären Bildungsabschluss ver-
                                                 
28 Generell muss angemerkt werden, dass, während für den Schulbereich soziale Ungleichheit systematisch 

erforscht und dokumentiert wird, für den außerschulischen Bereich ein so ausdifferenzierter und systemati-
scher Forschungsstand nicht vorliegt (Krüger et al. 2010: 10). Für einen ersten Überblick über ethnische 
und milieubedingte Chancenungleichheiten in den Zugängen zum dualen Ausbildungssystem siehe aber 
Imdorf (2010), Baethge (2010) und Wiekert/Sackmann (2010). 

29 Empirische Untersuchungen belegen diese Differenzen zwischen deutschen und französischen bzw. engli-
schen Unternehmen; siehe Heidenreich (1997); Pateau (1999). 
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fügen (Sackmann 2010: 279). Aus ungleichheitstheoretischer Perspektive scheint hieraus eine 

gewisse Egalisierung in den Bildungschancen zu resultieren, liegen doch Hinweise vor, dass 

eine zunehmende Tertiärisierung, d.h. Verlagerung der Berufsausbildung in den sozial noch 

selektiveren Hochschulbereich, zu einer Zunahme von Einkommensungleichheit führt (Sack-

mann 2010: 281).30 

Tabelle 2:  Berufsbildungssystem, Einkommensungleichheit und Tertiärisierung 

des Bildungssystems 

Erwachsene mit tertiärem 
Bildungsabschluss A 

Berufs-
bildungssystem 

Land Gini-Wert der 
Ein-

kommens-
verteilung 

Rang-
reihen-

platz der 
Gini-Werte

Erwachsene 
mit tertiärem 

Bildungs-
abschluss gesamt Alter  

von 25 - 34 

Dänemark 0,23 1 35% 27% 32% 

Deutschland 0,30 15 24% 15% 15% 

Niederlande 0,27 8 30% 28% 34% 

Österreich 0,27 4 18% 10% 13% 

Schweiz 0,28 10 30% 20% 23% 

Duales 
Ausbildungs-
system 

Durchschnitt  dual 0,27 8 27% 20% 23% 

Finnland 0,27 7 35% 19% 29% 

Frankreich 0,28 13 26% 16% 24% 

Großbritannien 0,34 23 30% 22% 29% 

Kanada 0,32 18 47% 24% 29% 

USA 0,38 27 39% 35% 35% 

Allgemein-
bildendes 
Ausbildungs-
system 

Durchschnitt 
allgemeinbildend 

0,32 18 35% 23% 29% 

 
Quelle: Sackmann (2010: 280). 

 

4.5 Bildungsgerechtigkeit in der Sozialen Marktwirtschaft – ein Fazit 

Zur Bewertung der Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft im Sinne einer vitalpolitischen 

Konzeption ist es unerlässlich, neben ökonomischen Ergebnissen auch die Start- und Lebens-

laufbedingungen von Individuen zu berücksichtigen, die den Schlüssel zur Inklusion in das 

Marktgeschehen darstellen. Das heißt, es gilt das Problem zu thematisieren, wie Menschen 

ein regelmäßiges, angemessenes Einkommen erwerben können, um zu einem selbständig ü-

berlebensfähigen Teil der Marktgesellschaft zu werden. Hierzu stellt Bildung in modernen 

Marktgesellschaften eine unerlässliche Schlüsselkompetenz dar.  
                                                 
30 Vgl. zur Reproduktion von Ungleichheit im Hochschulbereich insbesondere Hartmann (2004). 

 45



Fasst man die Daten zum deutschen Bildungssystem zusammen, so ergibt sich ein zweigeteil-

tes Bild. Denn während die nationalen Daten zum Bildungssystem einen Anstieg von Un-

gleichheit nahe legen, belegen internationale Vergleichsdaten einen ungleichheitsreduzieren-

den Effekt gerade auch von dualen Ausbildungssystemen gegenüber allgemeinbildenden 

Ausbildungssystemen. Trotzdem ist darauf hinzuweisen, dass auch das duale Ausbildungssys-

tem – wie das Bildungssystem insgesamt – tief greifenden Veränderungen unterworfen ist, die 

in drei Punkten zusammengefasst werden können: Erstens ist der Zugang zur beruflichen 

Ausbildung für Jugendliche mit niedriger Schulqualifikation weniger offen als vor dreißig 

Jahren, weswegen immer mehr Ausbildungsplatzbewerber in dem so genannten Übergangs-

system ‚geparkt‘ werden. Zweitens ziehen sich immer mehr Unternehmen dauerhaft aus der 

Ausbildung zurück, sodass die Anzahl der Ausbildungsbetriebe langfristig rückläufig ist. Drit-

tens übernimmt die öffentliche Hand bereits heute einen zunehmenden Anteil der Finanzie-

rung der beruflichen Bildung (Busemeyer 2009: 12 sowie 17-77).  

Dieser Befund spricht hinsichtlich der aufgezeigten positiven Wirkungen des dualen Ausbil-

dungssystems für eine verstärkte Rückorientierung an diesem Modell als bewährtes Element 

der Sozialen Marktwirtschaft – gerade vor dem Hintergrund, dass das deutsche Bildungssys-

tem weiterhin durch massive soziale Ungleichheiten gekennzeichnet ist, welche nicht mit dem 

Grundanliegen der Sozialen Marktwirtschaft vereinbar sind und den Gedanken einer Inklusi-

on in Markt und Gesellschaft und einer selbstbestimmten individuellen Lebensführung zuwi-

der laufen. Eine Angleichung des dualen Systems an rein schulische Systeme wäre hingegen 

mit hohen Kosten verbunden, ohne notwendigerweise zusätzliche Erträge zu garantieren 

(Sackmann 2010: 286 sowie 281-287; Busemeyer2009: 200), und erscheint deswegen insbe-

sondere mit Blick auf die ungleichheitsreduzierende Wirkung wenig sinnvoll. Nicht zuletzt 

schneidet im internationalen Kosten-Nutzen-Vergleich das deutsche Bildungssystem trotz 

aller Probleme gerade durch das spezifische duale Berufsbildungssystem überdurchschnittlich 

gut ab.  
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5. Abschluss: Kultur, gesellschaftliche Entwicklung und Inklusion 

Das wechselseitige Verhältnis formeller und informeller Institutionen und insbesondere Mo-

ses Abramovitz’ Konzept der ‚social capability’ stellten den Ausgangspunkt unserer Überle-

gungen dar. Wir haben argumentiert, dass es für die Transformation wirtschaftlichen Wachs-

tums in Lebensqualität darauf ankommt, dass es den Menschen gelingt, ihre normativen Vor-

stellungen, Traditionen und Sitten an die sich verändernde wirtschaftliche Wirklichkeit anzu-

passen. Dazu werden sie nur dann bereit sein, wenn sie für sich eine Chance sehen, von einer 

Anpassung an veränderte Bedingungen nachhaltig zu profitieren. Vereinfachend bezieht sich 

der erstgenannte Punkt auf die ideelle, der zweite auf die reale Ebene des Wirtschaftens. Bei-

de Ebenen sind aber untrennbar miteinander verbunden. Denn es gilt nicht nur, dass die An-

passungsbereitschaft von realen Chancen abhängt, sondern die Menschen müssen die sich 

ihnen bietenden Chancen zudem als solche erkennen, wobei es wiederum entscheidend auf 

ihre kognitiven Fähigkeiten ankommt. Wer Chancen erkennt, wird weniger Angst vor Verän-

derungen haben und gleichzeitig produktiver mit Veränderung umgehen können. In diesem 

Zusammenspiel von ‚Chancen ermöglichen’, ‚Chancen wahrnehmen’ und ‚Chancen nutzen’ 

liegt der Kern einer Sozialen Marktwirtschaft in vitalpolitischer Perspektive. 

Wir haben herausgearbeitet, dass erstens die mentale Dissonanz zwischen intergenerational 

weitergegebenen kulturellen Mustern und zweitens die Frage, inwieweit Menschen wirklich 

in der Lage sind, sich an wirtschaftliche Veränderungen anzupassen, von zentraler Bedeutung 

für die Fähigkeit von Gesellschaften sind, mit Wachstum und damit einher gehendem Struk-

turwandel umzugehen. Beides ist eine Funktion von Bildung. Man kann die Kultur einer Ge-

sellschaft, als deren Bestandteil die traditionellen mentalen Dispositionen gegenüber dem 

Wirtschaften anzusehen sind, nicht oder nur sehr langfristig verändern. Aber man kann die 

Menschen über wirtschaftliche, gesellschaftliche und normative Zusammenhänge besser auf-

klären und damit ein Gegengewicht zu häufig stark emotionalisierten mentalen Dispositionen 

schaffen.    

Die wirtschaftliche Umwelt ist ein ganz zentraler Aspekt der Lebenswirklichkeit jedes deut-

schen Bürgers und – dies gilt vor allem für den Arbeitsmarkt – die zentrale Schnittstelle für 

eine umfassende Inklusion in die Gesellschaft. Wenn schulische Bildung dazu dienen soll, die 

Menschen in die Lage zu versetzen, sich in ihrer sozialen Umwelt zurechtzufinden, dann 

muss das Unterrichtsfach „Wirtschaft“ deutlich gestärkt werden. Nur wer wirtschaftliche 

Sachzusammenhänge und die jeweiligen gesellschaftlichen Kontexte versteht, wird in der 

Lage sein, tradierte Einstellungen zur Wirtschaft und zum Markt kritisch zu hinterfragen, und 
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sich auf die Suche nach eigenen Antworten machen. „Wirtschaft“ sollte deshalb an allen wei-

terführenden Schulen zum Pflichtfach gemacht werden. Neben der Vermittlung der Grundzü-

ge der Volkswirtschaftslehre sollte dabei auch größter Wert auf eine praktisch orientierte 

schulische Bildung gelegt werden: Im Unterricht sollte sowohl das Wirtschaften im eigenen 

Haushalt, als auch im unternehmerischen und staatlichen Kontext gelehrt werden. Planspiele, 

Betriebsbesichtigungen etc. können das Verständnis für wirtschaftliche Abläufe und Zusam-

menhänge stärken. Wie funktionieren Versicherungen, wie versteht man Aktienmärkte – dies 

sind Fragen, die für die Alltagsbewältigung junger Menschen heute von großer Bedeutung 

sind. Zugleich müssen diese wirtschaftlichen Einzelfragen immer in Hinblick auf ihre gesell-

schaftliche Wirkung hinterfragt und rückgebunden sowie vor dem Hintergrund normativer 

Fragen reflektiert werden – ganz im Sinne einer funktionsfähigen und menschenwürdigen 

Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft, wie sie den Gründungsvätern der Sozialen Markt-

wirtschaft ein Anliegen war. 

Hierbei ist es hilfreich, sich immer wieder vor Augen zu führen, dass die Verwirklichung der 

Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg ein Musterbeispiel für 

das darstellt, was Politologen (etwa: Campbell 1998) als ‚framing’ bezeichnen: Dabei geht 

man, basierend auf neueren anthropologischen Ansätzen (etwa: Swidler 1986), davon aus, 

dass sich kulturelle Dispositionen einerseits nur sehr langfristig ändern. Andererseits werden 

sie aber nicht als vollständig homogen und geschichtlich determiniert angenommen. Will 

man, so lautet die grundlegende Überlegung, mentale Dispositionen auf politischem Wege 

verändern, so muss man die traditionellen Denkmuster in Betracht ziehen und sich bemühen, 

geplante Reformen auf anschlussfähige Weise zu kommunizieren und zu gestalten. Ein Bei-

spiel für eine anschlussfähige Kommunikation wäre Ronald Reagans erfolgreicher Versuch, 

die Grundideen der monetaristischen politischen Agenda als kompatibel mit traditionellen 

US-amerikanischen Familienwerten zu verkaufen. Alfred Müller-Armacks Geniestreich, ein 

Adjektiv, das im deutschen politischen Diskurs stets gegen den Kapitalismus verwendet wor-

den war, mit einem durchaus ernst gemeinten Euphemismus für eben diesen zu verbinden, 

gehört eindeutig in diese Kategorie. Ein Beispiel für eine kulturkompatible Gestaltung einer 

Neuerung wäre die Ausgestaltung des Managements großer Firmen in Südkorea auf der 

Grundlage von Mustern der ‚erweiterten Familie’, wie sie den Menschen, die keinerlei Erfah-

rungen mit großen Organisationen hatten, aus ihrem Alltagsleben vertraut waren.  

Diese Form des ‚framing’ – und zwar vor allem hinsichtlich der Kommunikation von Refor-

men – ist in den Anfangsjahren der Sozialen Marktwirtschaft sehr erfolgreich praktiziert wor-
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den. Das lag auch daran, dass sich eine Reihe von Grenzgängern zwischen Wirtschaft und 

Politik ihrer gesellschaftlichen Verantwortung bewusst war und akademische Gelehrte wie 

Röpke, Rüstow und Eucken bereit waren, einen erheblichen Teil ihrer Zeit für öffentliche 

Debatten zu opfern oder sogar, wie Müller-Armack und Böhm, ihre akademischen Karrieren 

weitgehend in den Dienst der Politik zu stellen. Solche Grenzgänger fehlen in Deutschland 

heute zunehmend, weil immer weniger Politiker einen umfassenden volkswirtschaftlichen 

Bildungshintergrund haben und immer weniger Ökonomen dazu bereit sind, sich in die öf-

fentlichen Diskurse einzumischen. Ein breiterer Diskurs an der Schnittstelle von Wirtschaft 

und Politik wäre indes eine Voraussetzung dafür, den Menschen die Angst vor Veränderung 

zu nehmen. Die Einrichtung von Studiengängen wie „Politics, Philosophy, and Economics“, 

etwa an den Universitäten Hamburg und Witten/Herdecke, oder „Staatswissenschaften“ an 

der Universität Erfurt weisen in die richtige Richtung, werden hier doch Akademiker ausge-

bildet, die in der Lage sind, Politik, Wirtschaft und normative Ordnung in ihrem Zusammen-

hang zu verstehen.   

Es wäre eine „Anmaßung von Wissen“ im Hayek’schen Sinne, wollte man im Rahmen eines 

solchen Gutachtens Empfehlungen darüber abgeben, wie die Wirtschaftsordnung verändert 

werden sollte, um den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts gerecht zu werden – dafür 

sind Ausmaß und Tempo des Wandels schlicht zu groß, während auf die Zukunft gerichtete 

Empfehlungen sich bekanntermaßen nur aus der Vergangenheit speisen können. Die daraus 

folgende Schlussfolgerung lautet, dass die Politik zwar die Richtung des Wandels nicht vor-

geben und kaum beeinflussen kann, dass sie aber dazu beitragen kann, die Fähigkeit der Indi-

viduen und der Gesellschaft insgesamt, mit Wandel umzugehen und von ihm zu profitieren,  

verbessern kann. Dies kann vor allem durch eine inklusive Bildungspolitik geschehen, die – 

dem liberalen Ideal, wie es der Idee der Sozialen Marktwirtschaft zugrunde liegt – entspre-

chend, für eine Angleichung der Startbedingungen sorgt und die Voraussetzungen für soziale 

Inklusion durch Partizipation am Markt verbessert. Das würde gleichzeitig einen Paradig-

menwechsel von der in Deutschland noch immer dominierenden nachsorgenden zur vorsor-

genden Sozialpolitik bedeuten, die nicht nur einen entscheidenden Beitrag zur weiteren Pro-

duktivitätssteigerung und Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands im globalisierten 

Wettbewerb leisten könnte, sondern zudem der Lebensqualität und dem Lebensglück jedes 

Einzelnen zuträglich wäre.  
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